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se4 |, Vorbemerkung

Unter Bezugnahme auf das Ergebnis der Erdrterungen mit den obersten Finanzbehdrden der
Lander gelten zur steuerlichen Beurteilung von Reisekosten der Arbeitnehmer die folgenden
Grundsatze zur Anwendung des Einkommensteuergesetzes (EStG):

Il. Anwendung der Regelungen bei den Einklnften aus nichtselbstandiger
Arbeit

1. Erste Tatigkeitsstatte, auswartige Tatigkeit, weitrdumiges Tatigkeitsgebiet

a) Erste Tatigkeitsstatte, § 9 Absatz 4 EStG

Der Arbeitnehmer kann je Dienstverhéltnis hochstens eine erste Téatigkeitsstatte, ggf. aber
auch keine erste, sondern nur auswartige Tatigkeitsstatten haben (8 9 Absatz 4 Satz 5 EStG).
Die Bestimmung der ersten Téatigkeitsstatte erfolgt vorrangig anhand der dienst- oder
arbeitsrechtlichen Festlegungen durch den Arbeitgeber (Rz. 6 ff.). Sind solche nicht
vorhanden oder sind die getroffenen Festlegungen nicht eindeutig, werden hilfsweise
quantitative Kriterien (Rz. 26 ff.) herangezogen. VVoraussetzung ist zudem, dass der
Arbeitnehmer in einer der in 8 9 Absatz 4 Satz 1 EStG genannten ortsfesten Einrichtungen
(Rz. 3 ff.) dauerhaft (Rz. 14 ff.) tatig werden soll. Ein Arbeitnehmer ohne erste
Tatigkeitsstatte ist auBerhalb seiner Wohnung immer auswarts tatig.

aa)  Tatigkeitsstatte

Tatigkeitsstatte ist eine von der Wohnung getrennte, ortsfeste betriebliche Einrichtung, die
raumlich zusammengefasste Sachmittel umfasst, die der Téatigkeit des Arbeitgebers,
eines verbundenen Unternehmens oder eines vom Arbeitgeber bestimmten Dritten
dienen und mit dem Erdboden verbunden oder dazu bestimmt sind, Gberwiegend
standortgebunden genutzt zu werden (BFH-Urteil vom 11. April 2019, VI R 12/17,
BStBI 11 S. 551). So stellen auch Baucontainer, die z. B. auf einer GroRbaustelle langerfristig
fest mit dem Erdreich verbunden sind und in denen sich z. B. Bauburos, Aufenthaltsraume
oder Sanitareinrichtungen befinden, ,,ortsfeste* betriebliche Einrichtungen dar.

Eine (groRraumige) erste Tatigkeitsstatte liegt auch vor, wenn eine Vielzahl solcher
Mittel, die fur sich betrachtet selbstéandige betriebliche Einrichtungen darstellen
konnen, raumlich abgrenzbar in einem organisatorischen, technischen oder
wirtschaftlichen Zusammenhang mit der betrieblichen Tatigkeit des Arbeitgebers, eines
verbundenen Unternehmens oder eines vom Arbeitgeber bestimmten Dritten stehen.
Demgemald kommt als eine solche erste Tatigkeitsstatte auch ein groRflachiges und
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entsprechend infrastrukturell erschlossenes Gebiet (z. B. Werksanlage, Betriebsgeléande,
Zechengeldnde, Bahnhof oder Flughafen) in Betracht (BFH-Urteile vom 11. April 2019,
VI R 40/16 und VI R 12/17, BStBI 11 S. 546 und 551). Fahrzeuge, Flugzeuge, Schiffe oder
Tatigkeitsgebiete ohne ortsfeste betriebliche Einrichtungen sind keine Téatigkeitsstatten i. S. d.
§ 9 Absatz 4 Satz 1 EStG.

bb)  Hausliches Arbeitszimmer

Das héusliche Arbeitszimmer des Arbeitnehmers ist keine betriebliche Einrichtung des
Arbeitgebers oder eines Dritten und kann daher keine erste Téatigkeitsstatte sein. Dies gilt
auch, wenn der Arbeitgeber vom Arbeitnehmer einen oder mehrere Arbeitsrdume anmietet,
die der Wohnung des Arbeitnehmers zuzurechnen sind. Auch in diesem Fall handelt es sich
bei einem hauslichen Arbeitszimmer um einen Teil der Wohnung des Arbeitnehmers. Zur
Abgrenzung, welche Rdume der Wohnung des Arbeitnehmers zuzurechnen sind, ist auf das
Gesamtbild der Verhéltnisse im Einzelfall abzustellen (z. B. unmittelbare N&he zu den
privaten Wohnrédumen).

cc)  Tatigkeitsstatte des Arbeitgebers bei einem verbundenen Unternehmen oder bei
einem Dritten

Die Annahme einer Téatigkeitsstatte erfordert nicht, dass es sich um eine ortsfeste betriebliche
Einrichtung des lohnsteuerlichen Arbeitgebers handelt. Erfasst werden auch Sachverhalte, in
denen der Arbeitnehmer statt beim eigenen Arbeitgeber in einer ortsfesten betrieblichen
Einrichtung eines der in 8 15 AktG genannten Unternehmen oder eines Dritten (z. B. eines
Kunden) tétig werden soll. Von einem solchen Tatigwerden kann dann nicht ausgegangen
werden, wenn der Arbeitnehmer bei dem Dritten oder verbundenen Unternehmen z. B. nur
eine Dienstleistung des Dritten in Anspruch nimmt oder einen Einkauf tatigt.

dd) Zuordnung mittels dienst- oder arbeitsrechtlicher Festlegung durch den
Arbeitgeber

Eine erste Téatigkeitsstatte liegt vor, wenn der Arbeitnehmer einer solchen Tatigkeitsstétte

(8 9 Absatz 4 Satz 1 EStG) dauerhaft zugeordnet ist. Ist der Arbeitnehmer nur vortibergehend
einer Téatigkeitsstatte zugeordnet, begriindet er dort keine erste Tatigkeitsstétte (zur Abgren-
zung der Merkmale ,,dauerhaft” und ,,voriibergehend* vgl. Rz. 14). Die dauerhafte Zuordnung
des Arbeitnehmers wird durch die dienst- oder arbeitsrechtlichen Festlegungen sowie die
diese ausfullenden Absprachen oder Weisungen bestimmt (§ 9 Absatz 4 Satz 2 EStG). Das
gilt flr einzelne Arbeitnehmer oder Arbeitnehmergruppen, unabhdngig davon, ob diese
schriftlich oder mundlich erteilt worden sind. Die Zuordnung muss sich auf die Tatigkeit des
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Arbeitnehmers beziehen; dies ergibt sich aus § 9 Absatz 4 Satz 3 EStG, der mit der beispiel-
haften Aufzéhlung dariiber hinaus das Kriterium der Dauerhaftigkeit beschreibt.

Die Zuordnung eines Arbeitnehmers zu einer betrieblichen Einrichtung allein aus tarifrecht-
lichen, mitbestimmungsrechtlichen oder organisatorischen Griinden (z. B. Personalakten-
fiihrung), ohne dass der Arbeitnehmer in dieser Einrichtung tatig werden soll, ist keine
Zuordnung i. S. d. § 9 Absatz 4 EStG. Soll der Arbeitnehmer in einer vom Arbeitgeber
festgelegten Tétigkeitsstatte zumindest in ganz geringem Umfang tétig werden z. B. Hilfs-
und Nebentétigkeiten (Auftragsbestatigungen, Stundenzettel abgeben etc.), kann der
Arbeitgeber den Arbeitnehmer dieser Téatigkeitsstatte zuordnen. Dies gilt selbst dann, wenn
fiir die Zuordnung tarifrechtliche, mitbestimmungsrechtliche oder organisatorische Griinde
ausschlaggebend sind. Auf die Qualitat des Tatigwerdens kommt es, anders als bei der
Bestimmung anhand der quantitativen Zuordnungskriterien (vgl. dazu Rz. 27), nicht an.
Vielmehr kénnen, wie z. B. bei Festlegung einer Dienststelle/Dienststatte, auch Tatigkeiten
von untergeordneter Bedeutung ausreichend sein (Vorrang des Dienst- oder Arbeitsrechts,
BFH-Urteil vom 4. April 2019, VI R 27/17, BStBI 11 S. 536).

Soll der Arbeitnehmer an mehreren Tatigkeitsstatten tatig werden und ist er einer bestimmten
Tatigkeitsstatte dienst- oder arbeitsrechtlich dauerhaft zugeordnet, ist es unerheblich, in
welchem Umfang er seine berufliche Tatigkeit an dieser oder an den anderen Tétigkeitsstatten
ausuben soll. Auch auf die RegelmaRigkeit des Aufsuchens dieser Tatigkeitsstatten kommt es
dann nicht mehr an.

Nicht entscheidend ist, ob an der vom Arbeitgeber nach 8 9 Absatz 4 Satz 1 EStG festgelegten
Tatigkeitsstatte der qualitative Schwerpunkt der Téatigkeit liegt oder liegen soll.

Fur die Zuordnung ist lediglich entscheidend, ob der Arbeitnehmer bei einer in die
Zukunft gerichteten Prognose nach den dienst- oder arbeitsrechtlichen Festlegungen an
einer ortsfesten betrieblichen Einrichtung des Arbeitgebers, eines verbundenen
Unternehmens oder eines vom Arbeitgeber bestimmten Dritten téatig werden soll.
Erforderlich, aber ausreichend ist, dass der Arbeitnehmer am Ort der ersten
Tatigkeitsstatte zumindest in geringem Umfang Tatigkeiten zu erbringen hat, die er
arbeitsvertraglich oder dienstrechtlich schuldet und die zu dem von ihm ausgetibten
Berufsbild gehéren (BFH-Urteil vom 4. April 2019, VI R 27/17, BStBI 11 S. 536 und
BFH-Urteil vom 11. April 2019, VI R 40/16, BStBI 11 S. 546).

Beispiel 1

Der Vertriebsmitarbeiter V flr die Region A soll einmal wochentlich an den Firmensitz nach
B fahren, dem er zugeordnet ist. Dort soll er die anfallenden Burotatigkeiten erledigen und an
Dienstbesprechungen teilnehmen. B ist erste Tatigkeitsstatte auf Grund der arbeitsrechtlichen
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Zuordnung. Dabei ist unerheblich, dass V tberwiegend in der Region A und nicht in B tatig
werden soll.

Abwandlung

Ordnet der Arbeitgeber den V dem Firmensitz in B nicht oder nicht eindeutig zu, erfolgt die
Prifung, ob eine erste Tatigkeitsstatte vorliegt, anhand der quantitativen Kriterien des § 9
Absatz 4 Satz 4 EStG (Rz. 26 ff.). In diesem Fall liegt in B keine erste Tatigkeitsstatte vor.

8 42 AO ist zu beachten. Insbesondere bei Gesellschafter-Geschaftsfiihrern, Arbeitnehmer-
Ehegatten/Lebenspartnern und sonstigen, mitarbeitenden Familienangehérigen ist ent-
scheidend, ob die getroffenen Vereinbarungen einem Fremdvergleich standhalten.

Die vorrangige mafgebliche dienst- oder arbeitsrechtliche Zuordnung durch den
Arbeitgeber kann auRRerhalb des Dienst- oder Arbeitsvertrags erfolgen (auch mindlich
oder konkludent) und ist unabhéangig davon, ob sich der Arbeitgeber der steuerlichen
Folgen bewusst ist. Die Zuordnungsentscheidung muss nicht dokumentiert werden. Die
Zuordnungsentscheidung des Arbeitgebers kann sich vielmehr auch ergeben aus:
Regelungen im Arbeitsvertrag, Tarifvertrag, Protokollnotizen, dienstrechtlichen
Verflgungen (u. a. Regelungen zum abweichenden Dienstsitz), Einsatzpléanen,
Reiserichtlinien, Reisekostenabrechnungen, dem Ansatz eines geldwerten Vorteils fur
die Nutzung eines Dienstwagens fur die Fahrten zwischen Wohnung und erster
Tatigkeitsstatte oder vom Arbeitgeber als Nachweis seiner Zuordnungsentscheidung
vorgelegten Organigrammen (BFH-Urteil vom 11. April 2019, VI R 40/16, BStBI 11 S.
546, BFH-Urteil vom 4. April 2019, VI R 27/17, BStBI 11 S. 536). Fehlt eine Zuordnung,
gilt 8 9 Absatz 4 Satz 4 EStG.

Ein Organigramm kann gegen den Willen des Arbeitgebers nicht als Nachweis zur Bestim-
mung einer ersten Tatigkeitsstatte herangezogen werden, wenn der Arbeitgeber tatsachlich
keine Zuordnung seines Arbeitnehmers zu einer Téatigkeitsstatte getroffen hat und kein
anderer Nachweis Uber die Zuordnung erbracht wird. In diesen Fallen ist anhand der quan-
titativen Kriterien nach § 9 Absatz 4 Satz 4 EStG zu prufen, ob der Arbeitnehmer eine erste
Tatigkeitsstatte hat. Indiz flr eine dienst- oder arbeitsrechtliche Zuordnungsentscheidung des
Arbeitgebers kann auch sein, dass z. B. nach der Reiserichtlinie gerade flr Tatigkeiten an
dieser Tatigkeitsstatte keine Reisekosten gezahlt werden bzw. die Besteuerung eines
geldwerten Vorteils fir die Fahrten Wohnung - erste Téatigkeitsstatte bei Dienstwagen-
gestellung erfolgt.

8 9 Absatz 4 Satz 1 bis 3 EStG sieht die Mdglichkeit einer Zuordnungsentscheidung des
Arbeitgebers zu einer bestimmten Tatigkeitsstatte vor. Der Arbeitgeber kann dienst- oder
arbeitsrechtlich daher nicht festlegen, dass der Arbeitnehmer keine erste Tatigkeitsstétte hat
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(Negativfestlegung). Er kann allerdings (ggf. auch ausdriicklich) darauf verzichten, eine erste
Tatigkeitsstatte dienst- oder arbeitsrechtlich festzulegen, oder ausdriicklich erklaren, dass
organisatorische Zuordnungen keine erste Tatigkeitsstétte begriinden sollen. In diesen Féllen
erfolgt die Prufung, ob eine erste Tatigkeitsstatte gegeben ist, anhand der quantitativen
Zuordnungskriterien nach 8 9 Absatz 4 Satz 4 EStG (Rz. 26 ff.). Der Arbeitgeber kann zudem
festlegen, dass sich die Bestimmung der ersten Tatigkeitsstatte nach den quantitativen
Zuordnungskriterien des 8 9 Absatz 4 Satz 4 EStG richtet. Im Ergebnis ist eine
Zuordnungsentscheidung des Arbeitgebers mittels dienst- oder arbeitsrechtlicher Festlegung
(Rz. 6 ff.) somit lediglich erforderlich, wenn er die erste Tatigkeitsstatte abweichend von den
quantitativen Zuordnungskriterien festlegen will.

Beispiel 2

In Einstellungsbdgen bzw. in Arbeitsvertragen ist aufgrund des Nachweisgesetzes und
tariflicher Regelungen ein Einstellungs-, Anstellungs- oder Arbeitsort des Arbeitnehmers
bestimmt. Hierbei handelt es sich nicht um eine Zuordnung i. S. d. 8 9 Absatz 4 EStG, wenn
der Arbeitgeber schriftlich auch gegentber dem Arbeitnehmer bzw. in der Reiserichtlinie des
Unternehmens erklart, dass dadurch keine arbeitsrechtliche Zuordnung zu einer ersten
Tatigkeitsstatte erfolgen soll.

ee)  Dauerhafte Zuordnung

Die Zuordnung durch den Arbeitgeber zu einer Tatigkeitsstatte muss auf Dauer angelegt sein
(Prognose). Typische Falle einer dauerhaften Zuordnung sind die unbefristete Zuordnung des
Arbeitnehmers zu einer bestimmten betrieblichen Einrichtung, die Zuordnung fur die gesamte
Dauer des - befristeten oder unbefristeten - Dienstverhaltnisses oder die Zuordnung tber
einen Zeitraum von 48 Monaten hinaus (8 9 Absatz 4 Satz 3 EStG). Die Zuordnung ,,bis auf
Weiteres* ist eine Zuordnung ohne Befristung und damit dauerhaft. Eine Zuordnung ist
unbefristet, wenn die Dauer der Zuordnung zu einer Tatigkeitsstatte nicht
kalendermaRig bestimmt ist und sich auch nicht aus Art, Zweck oder Beschaffenheit der
Arbeitsleistung ergibt. Auch der Umstand, dass der Arbeitnehmer jederzeit einer
anderen Tatigkeitsstatte zugeordnet werden kénnte, fuhrt nicht zur Annahme einer
befristeten Zuordnung (BFH-Urteil vom 4. April 2019, VI R 27/17, BStBI 11 S. 536).
Entscheidend sind allein die Festlegungen des Arbeitgebers und die dienstlich erteilten
Weisungen.

Beispiel 3

Der Arbeitnehmer A ist von der Firma Z als technischer Zeichner ausschlief3lich fiir ein
Projekt befristet eingestellt worden. Das Arbeitsverhéltnis von A soll vertragsgemal nach
Ablauf der Befristung enden.
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A hat ab dem ersten Tag der Tatigkeit bei Z auf Grund der arbeitsrechtlichen Zuordnung des
Arbeitgebers seine erste Tatigkeitsstatte.

Fur die Beurteilung, ob eine dauerhafte Zuordnung vorliegt, ist die auf die Zukunft gerichtete
prognostische Betrachtung (Ex-ante-Betrachtung) malRgebend. Die Anderung einer Zuord-
nung durch den Arbeitgeber ist mit Wirkung fur die Zukunft zu bertcksichtigen.

Beispiel 4

Der in H wohnende Arbeitnehmer A ist bis auf Weiteres an drei Tagen in der Woche in einer
Filiale seines Arbeitgebers in H und an zwei Tagen in der Woche in einer Filiale seines
Arbeitgebers in S tatig. Der Arbeitgeber hatte zundchst die Filiale in S als erste Tatigkeits-
statte festgelegt. Ab 1. Juli 01 legt er H als erste Tatigkeitsstatte fest.

Bis 30. Juni 01 hat der Arbeitnehmer in S seine erste Tatigkeitsstatte. Ab 1. Juli 01 ist die
erste Tatigkeitsstatte in H.

Beispiel 5

Der Arbeitnehmer A ist unbefristet beschaftigt. Fur einen Zeitraum von 36 Monaten soll er
uberwiegend in der Filiale X arbeiten. In der Filiale Y soll er nur an Teambesprechungen,
Mitarbeiterschulungen und sonstigen Firmenveranstaltungen teilnehmen. Diese finden
voraussichtlich einmal pro Monat statt. Der Arbeitgeber hat A der Filiale Y arbeitsrechtlich
dauerhaft zugeordnet.

Erste Tatigkeitsstatte ist die Filiale Y, da A dort arbeitsrechtlich dauerhaft zugeordnet ist.

Abwandlung

Ordnet der Arbeitgeber nicht zu, liegt keine erste Tatigkeitsstatte vor; in der Filiale X soll A
nicht dauerhaft tatig werden und in der Filiale Y nicht in dem nach § 9 Absatz 4 Satz 4 EStG
(Rz. 26 ff.) erforderlichen quantitativen Umfang.

Eine Anderung der Zuordnung kann auch vorliegen, wenn sich das Berufsbild des Arbeit-
nehmers aufgrund der VVorgaben des Arbeitgebers dauerhaft &ndert, so z. B. wenn ein
AuBendienstmitarbeiter auf Dauer in den Innendienst wechselt.

Beispiel 6

Der Arbeitnehmer A ist von seinem Arbeitgeber unbefristet eingestellt worden, um dauerhaft
in der Filiale Y zu arbeiten. In den ersten 36 Monaten seiner Beschaftigung soll A aber
zun&chst ausschlieBlich die Filiale X fiihren. In der Filiale Y soll er wahrend dieser Zeit nicht,
auch nicht in ganz geringem Umfang téatig werden.

Die Filiale X ist keine erste Tatigkeitsstatte, da A dort lediglich fiir 36 Monate und damit
nicht dauerhaft tatig werden soll (unabhangig vom quantitativen Umfang der Tatigkeit). Die
Filiale Y wird erst nach Ablauf von 36 Monaten erste Tatigkeitsstatte.
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17 Weichen die tatsachlichen Verhéltnisse durch unvorhersehbare Ereignisse, wie etwa Krank-
heit, politische Unruhen am Tétigkeitsort, Insolvenz des Kunden o. &. von der urspriinglichen
Festlegung (Prognose) der dauerhaften Zuordnung ab, bleibt die zuvor getroffene Prognose-
entscheidung fur die VVergangenheit bezuglich des VVorliegens der ersten Tatigkeitsstatte mal-
gebend.

Beispiel 7

Der Kundendienstmonteur K soll an der betrieblichen Einrichtung seines Arbeitgebers in A
lediglich in unregelméalRigen Abstanden seine Auftrage abholen und abrechnen und
gelegentlich an Besprechungen teilnehmen (vgl. Rz. 27). K ist der betrieblichen Einrichtung
in A nicht arbeitsrechtlich zugeordnet. Seine eigentliche berufliche Tatigkeit soll K
ausschlieBlich bei verschiedenen Kunden austiben. Auf Grund ungeplanter betrieblicher
Ablaufe ergibt es sich, dass K uber einen Zeitraum von 12 Monaten nun die betriebliche Ein-
richtung in A arbeitstaglich aufsuchen soll und auch aufsucht, um dort seine Berichte zu
verfassen (= Teil seiner eigentlichen beruflichen Tatigkeit).

Auch wenn K fir einen Zeitraum von 12 Monaten arbeitstaglich einen Teil seiner beruflichen
Tatigkeit in der betrieblichen Einrichtung in A auslben soll, fihrt dies mangels Dauer-
haftigkeit noch nicht zu einer ersten Tatigkeitsstatte. Die urspringliche Prognose sah dies
nicht vor und nach der neuen Prognose sollen diese Arbeiten am Betriebssitz in A nur
voriibergehend ausgetibt werden.

18 Wird eine auf hdchstens 48 Monate geplante Auswartstatigkeit des Arbeitnehmers verlangert,
kommt es darauf an, ob dieser vom Zeitpunkt der Verlangerungsentscheidung an noch mehr
als 48 Monate an der Tatigkeitsstatte eingesetzt werden soll.

Beispiel 8

Der unbefristet beschaftigte Arbeitnehmer A wird fiir eine Projektdauer von voraussichtlich
18 Monaten der betrieblichen Einrichtung in M zugeordnet. Nach 18 Monaten wird die
Zuordnung um 36 Monate verlangert.

Obwohl A insgesamt 54 Monate in M tatig wird, hat er dort keine erste Tatigkeitsstatte. Die
vom Gesetz vorgegebene Prognose-Betrachtung bedeutet, dass A weder im Zeitpunkt der
erstmaligen Zuordnung noch im Zeitpunkt der Verlangerungsentscheidung fir mehr als

48 Monate in M eingesetzt werden sollte.

Abwandlung

Die Zuordnung von A wird bereits nach drei Monaten um 36 Monate auf insgesamt

54 Monate verlangert.

Ab dem Zeitpunkt der Verlangerungsentscheidung hat A seine erste Tatigkeitsstatte in M, da
er ab diesem Zeitpunkt noch 51 Monate und somit dauerhaft in M tatig werden soll. Das gilt
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auch, wenn A flr diese Tatigkeit neu eingestellt und eine Probezeit vereinbart wurde oder das
Projekt planwidrig bereits nach 12 Monaten beendet wird. Die steuerliche Beurteilung der
ersten drei Monate als beruflich veranlasste Auswartstatigkeit bleibt von der Verlangerungs-
entscheidung unberihrt.

Bei einer sog. Kettenabordnung ist keine dauerhafte Zuordnung zu einer Téatigkeitsstatte
gegeben, wenn die einzelne Abordnung jeweils einen Zeitraum von hdchstens 48 Monaten
umfasst.

Wird ein befristetes Beschaftigungsverhaltnis vor Ablauf der Befristung schriftlich
durch blof3es Hinausschieben des Beendigungszeitpunkts bei ansonsten unverandertem
Vertragsinhalt verlangert, liegt ein einheitliches Beschaftigungsverhaltnis vor. Fir die
Frage, ob eine Zuordnung fur die Dauer des Beschaftigungsverhaltnisses erfolgt, ist
daher ab dem Zeitpunkt der Verlangerung auf das einheitliche Beschéaftigungsverhaltnis
und nicht lediglich auf den Zeitraum der Verlangerung abzustellen (BFH-Urteil vom 10.
April 2019, VI R 6/17, BStBI 11 S. 539).

Eine dauerhafte Zuordnung ist gegeben, wenn das Dienstverhéltnis auf einen anderen
Arbeitgeber ausgelagert wird und der Arbeitnehmer fiir die gesamte Dauer des neuen
Beschaftigungsverhaltnisses oder langer als 48 Monate weiterhin an seiner fritheren
Tatigkeitsstatte des bisherigen Arbeitgebers tatig werden soll (sog. Outsourcing).
Entsprechendes gilt, wenn ein Leiharbeitnehmer ausnahmsweise dauerhaft (nach § 9 Absatz 4
Satz 3 EStG, ,,bis auf Weiteres* also unbefristet, flir die gesamte Dauer des
Leiharbeitsverhaltnisses oder langer als 48 Monate) in einer ortsfesten betrieblichen
Einrichtung des Entleihers tatig werden soll. Die Regelungen des 8 1 Absatz 1 Satz 4

I. V. m. Absatz 1b Arbeitnehmeriberlassungsgesetz entfalten flr das Steuerrecht keine
Wirkung.

Beispiel 9

Der Arbeitnehmer A ist von der Zeitarbeitsfirma Z als technischer Zeichner ausschlieBlich fir
die Uberlassung an die Projektentwicklungsfirma P eingestellt worden. Das Arbeitsverhaltnis
von A endet vertragsgeman nach Abschluss des aktuellen Projekts bei P.

A hat ab dem ersten Tag der Tatigkeit bei der Projektentwicklungsfirma P seine erste Tatig-
keitsstatte, da er seine Tatigkeit bei P fur die gesamte Dauer seines Dienstverhaltnisses bei Z
und damit dort dauerhaft ausiiben soll.

Abwandlung
Der Arbeitnehmer A ist von der Zeitarbeitsfirma Z unbefristet als technischer Zeichner einge-
stellt worden und wird bis auf Weiteres an die Projektentwicklungsfirma P Uberlassen.
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A hat ab dem ersten Tag der Tatigkeit bei der Projektentwicklungsfirma P seine erste
Tatigkeitsstatte, da er seine Tatigkeit bei P ohne Befristung und damit dort dauerhaft austiben
soll.

Dienststelle/Dienststatte i. S. d. 6ffentlichen Reisekosten-, Umzugskosten- und Trennungs-
geldrechts ist die Stelle, bei der der Arbeitnehmer eingestellt oder zu der er versetzt, abge-
ordnet, zugeteilt, zugewiesen oder kommandiert worden ist. Jede dieser dienstlichen MaR-
nahmen fuhrt dazu, dass diese Stelle zur neuen dienstrechtlichen Dienststelle/Dienststatte
wird, unabhéngig davon, ob die MaRRnahme dauerhaft oder nur voriibergehend ist. Fir die
steuerrechtliche Beurteilung der dauerhaften Zuordnung zu einer bestimmten Tatigkeitsstétte
gilt insbesondere Folgendes:

e Versetzung ohne zeitliche Befristung - dauerhafte Zuordnung, es wird eine neue ,,erste
Tatigkeitsstatte* begriindet.

e Abordnung ohne zeitliche Befristung - dauerhafte Zuordnung, es wird eine neue ,,erste
Tatigkeitsstatte* begrundet.

e Versetzung mit einer zeitlichen Befristung bis zu 48 Monaten - keine dauerhafte
Zuordnung, damit keine neue ,erste Tatigkeitsstatte*.

e Abordnung mit einer zeitlichen Befristung bis zu 48 Monaten, ggf. auch verbunden
mit dem Ziel der Versetzung - keine dauerhafte Zuordnung, damit keine neue ,,erste
Tatigkeitsstatte*.

e Entsprechendes gilt fiir abordnungs- oder versetzungsgleiche MafRnahmen (z. B.
Kommandierung, Zuteilung, Zuweisung).

e Der Umstand, dass ein Beamter unter Beachtung der dienstrechtlichen
Vorschriften (jederzeit) auch einer anderen Dienststelle zugeordnet werden
konnte, fihrt nicht zur Annahme einer befristeten Zuordnung (BFH-Urteil vom
4. April 2019, VI R 27/17, BStBI 11 S. 536).

Bei grenziberschreitender Arbeitnehmerentsendung zwischen verbundenen Unternehmen
liegt beim aufnehmenden Unternehmen eine erste Tatigkeitsstatte dann vor, wenn der
Arbeitnehmer im Rahmen eines eigenstandigen Arbeitsvertrags mit dem aufnehmenden
Unternehmen einer ortsfesten betrieblichen Einrichtung dieses Unternehmens unbefristet
zugeordnet ist, die Zuordnung die Dauer des gesamten - befristeten oder unbefristeten -
Dienstverhéltnisses umfasst oder die Zuordnung Uber einen Zeitraum von 48 Monaten hinaus
reicht (vgl. § 9 Absatz 4 Satz 3 EStG).

Beispiel 10

Der Arbeitnehmer A ist von der auslandischen Muttergesellschaft M flir zwei Jahre an die
inlandische Tochtergesellschaft T entsandt worden. A hat mit T einen eigenstandigen Arbeits-
vertrag Uber zwei Jahre abgeschlossen, in dem er der inlandischen Hauptniederlassung von T
zugeordnet wurde.
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A hat bei T seine erste Tatigkeitsstatte.

Wird ein Arbeitnehmer bei grenzliberschreitender Arbeitnehmerentsendung zwischen verbun-
denen Unternehmen ohne Abschluss eines eigenstandigen Arbeitsvertrags mit dem aufneh-
menden Unternehmen in einer ortsfesten betrieblichen Einrichtung dieses Unternehmens tétig,
liegt beim aufnehmenden Unternehmen eine erste Tatigkeitsstatte nur dann vor, wenn der
Arbeitnehmer vom entsendenden Unternehmen einer ortsfesten Einrichtung des aufnehmen-
den Unternehmens unbefristet zugeordnet ist, die Zuordnung die Dauer des gesamten

- befristeten oder unbefristeten - Dienstverhaltnisses umfasst oder die Zuordnung tber einen
Zeitraum von 48 Monaten hinaus reicht (vgl. § 9 Absatz 4 Satz 3 EStG).

Beispiel 11

Der Arbeitnehmer A ist von der auslandischen Muttergesellschaft M im Rahmen eines unbe-
fristeten Arbeitsvertrags fir zwei Jahre an die inlandische Tochtergesellschaft T entsandt und
flr diesen Zeitraum der inlandischen Hauptniederlassung von T zugeordnet worden. A hat
mit T keinen eigenstandigen Arbeitsvertrag abgeschlossen.

A hat bei T keine erste Tatigkeitsstatte, da er der inlandischen Hauptniederlassung von T
nicht dauerhafti. S. v. § 9 Absatz 4 Satz 1i. V. m. Satz 3 EStG zugeordnet worden ist. Er (ibt
fur die Dauer seiner zweijahrigen Tatigkeit bei T eine beruflich veranlasste Auswartstatigkeit
aus.

Fehlt es bei grenziiberschreitender Arbeitnehmerentsendung zwischen verbundenen Unter-
nehmen an einer dauerhaften Zuordnung des Arbeitnehmers zu einer betrieblichen Einrich-
tung des aufnehmenden Unternehmens durch dienst- oder arbeitsrechtliche Festlegung oder
ist die getroffene Festlegung nicht eindeutig, gelten die quantitativen Zuordnungskriterien des
8 9 Absatz 4 Satz 4 EStG (vgl. hierzu die Ausfihrungen zur Dauerhaftigkeit unter Rz. 14 ff.
und zu den quantitativen Kriterien unter Rz. 26 ff.).

ff) Quantitative Zuordnungskriterien

Fehlt es an einer dauerhaften Zuordnung des Arbeitnehmers zu einer betrieblichen Einrich-
tung durch dienst- oder arbeitsrechtliche Festlegung nach den vorstehenden Kriterien (z. B.
weil der Arbeitgeber ausdriicklich auf eine Zuordnung verzichtet hat oder ausdriicklich
erklart, dass organisatorische Zuordnungen keine steuerliche Wirkung entfalten sollen) oder
ist die getroffene Festlegung nicht eindeutig, ist nach 8 9 Absatz 4 Satz 4 EStG von einer
ersten Tatigkeitsstatte an der betrieblichen Einrichtung auszugehen, an der der Arbeitnehmer

e typischerweise arbeitstaglich oder
¢ je Arbeitswoche zwei volle Arbeitstage oder mindestens ein Drittel seiner vereinbarten
regelmaRigen Arbeitszeit
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dauerhaft (vgl. Rz. 14 ff.) tatig werden soll.

Beispiel 12

Der Arbeitnehmer A ist von seinem Arbeitgeber unbefristet eingestellt worden, um dauerhaft
in der Filiale Y zu arbeiten. In den ersten 36 Monaten seiner Tatigkeit arbeitet er an drei
Tagen wochentlich in der Filiale X und zwei volle Tage wochentlich in der Filiale Y. Der
Arbeitgeber hat A fur die ersten 36 Monate Filiale X zugeordnet.

In diesen 36 Monaten seiner Tatigkeit hat A in der Filiale X keine erste Tatigkeitsstatte, da er
dort nicht dauerhaft zugeordnet ist. Erste Tatigkeitsstatte ist jedoch - auch ohne Zuordnung

i. S. d. § 9 Absatz 4 Satz 1 EStG - Filiale Y, da A dort dauerhaft typischerweise an zwei vollen
Tagen i. S. d. § 9 Absatz 4 Satz 4 EStG tatig werden soll.

Beispiel 13

Der Arbeitnehmer A soll in den ersten 36 Monaten seiner Tatigkeit an vier Tagen wochentlich
in der Filiale X und einen vollen Tag wochentlich in der Filiale Y tatig werden.

In diesen 36 Monaten seiner Tatigkeit hat A in der Filiale X keine erste Tatigkeitsstatte, da er
dort nicht dauerhaft tatig werden soll. Erste Tatigkeitsstatte ist auch nicht die Filiale Y, da A
dort die quantitativen Kriterien nach § 9 Absatz 4 Satz 4 EStG nicht erfullt.

Bei der quantitativen Zuordnung muss der Arbeitnehmer an der betrieblichen Einrichtung
seine eigentliche berufliche Tatigkeit austiben. Allein ein regelmé&Riges Aufsuchen der
betrieblichen Einrichtung, z. B. flr kurze Rustzeiten, zur Berichtsfertigung, zur VVorbereitung
der Zustellroute, zur Wartung und Pflege des Fahrzeugs, zur Abholung oder Abgabe von
Kundendienstfahrzeugen oder LKWs einschlieRlich deren Be- und Entladung, zur Abgabe
von Auftragsbestatigungen und Stundenzetteln, Krankmeldungen und Urlaubsantrégen flhrt
hier noch nicht zu einer Qualifizierung der betrieblichen Einrichtung als erste Tatigkeitsstétte.

Beispiel 14

Der Kundendienstmonteur K, der von seinem Arbeitgeber keiner betrieblichen Einrichtung
dauerhaft zugeordnet ist, sucht den Betrieb seines Arbeitgebers regelmaRig auf, um den
Firmenwagen samt Material zu Gbernehmen, die Auftragsbestatigungen in Empfang zu
nehmen und die Stundenzettel vom Vortag abzugeben.

Der K hat keine erste Tatigkeitsstatte. Der Betrieb seines Arbeitgebers wird auch durch das
regelméaRige Aufsuchen nicht zur ersten Tatigkeitsstatte, da er seine eigentliche berufliche
Tatigkeit an diesem Ort nicht ausiibt.

Beispiel 15

Die Fahrer im OPV sollen ihr Fahrzeug immer an wechselnden Stellen im Stadtgebiet
aufnehmen und in der Regel mindestens einmal wéchentlich die Kassen abrechnen. Die
Kassenabrechnung sollen sie in der Geschéaftsstelle oder in einem Betriebshof durchfiihren.
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Dort werden auch die Personalakten geflihrt oder sind Krank- und Urlaubsmeldungen
abzugeben.

Bei der quantitativen Zuordnung ist allein das bloRe Abrechnen der Kassen, die Fiihrung
der Personalakten sowie die Verpflichtung zur Abgabe der Krank- und Urlaubsmeldungen
nicht ausreichend, um zu einer ersten Tatigkeitsstatte am Betriebshof oder in der
Geschaftsstelle zu kommen. Ordnet der Arbeitgeber die Arbeitnehmer hingegen dem
Betriebshof oder der Geschéftsstelle arbeitsrechtlich zu, so geniigen auch diese Hilfs- und
Nebentatigkeiten, um dort eine erste Tatigkeitsstatte zu begrinden (Rz. 7).

Beispiel 16

Der LKW-Fahrer L soll typischerweise arbeitstaglich den Betriebssitz des Arbeitgebers auf-
suchen, um dort das Fahrzeug abzuholen sowie dessen Wartung und Pflege durchzufiihren.
Allein das Abholen sowie die Wartung und Pflege des Fahrzeugs, als Hilfs- und Nebentéatig-
keiten, fihren im Rahmen der quantitativen Zuordnung nicht zu einer ersten Tatigkeitsstatte
am Betriebssitz des Arbeitgebers; allerdings handelt es sich in diesem Fall bei dem
Betriebssitz um einen sog. Sammelpunkt (Rz. 38). Etwas anderes gilt nur, wenn der
Arbeitgeber den Arbeitnehmer dem Betriebssitz arbeitsrechtlich als erste Tatigkeitsstatte
zuordnet (Rz. 13).

Auch die in 8 9 Absatz 4 Satz 4 EStG aufgefiihrten zeitlichen (= quantitativen) Kriterien sind
anhand einer in die Zukunft gerichteten Prognose zu beurteilen. Weichen die tatsachlichen
Verhaltnisse durch unvorhersehbare Ereignisse (wie z. B. Krankheit) hiervon ab, bleibt es bei
der zuvor getroffenen Prognoseentscheidung beztglich der ersten Tatigkeitsstatte. Die Prog-
noseentscheidung ist zu Beginn des Dienstverhéltnisses zu treffen. Die auf Grundlage dieser
Prognose getroffene Beurteilung bleibt solange bestehen, bis sich die Verhaltnisse maligeblich
andern. Davon ist insbesondere auszugehen, wenn sich das Berufsbild des Arbeitnehmers
(AuRendienstmitarbeiter wechselt z. B. in den Innendienst) oder die quantitativen Zuord-
nungskriterien (Arbeitnehmer soll z. B. statt zwei nun drei Filialen betreuen) dauerhaft a&ndern
oder der Arbeitgeber erstmalig eine dienst- oder arbeitsrechtliche Zuordnungsentscheidung
trifft.

Beispiel 17

Der Arbeitnehmer A soll seine berufliche Tatigkeit an drei Tagen wochentlich in einem haus-
lichen Arbeitszimmer ausiiben und an zwei vollen Tagen wochentlich in der betrieblichen
Einrichtung seines Arbeitgebers in D tatig werden.

Das hausliche Arbeitszimmer ist nie erste Tatigkeitsstatte. Erste Tatigkeitsstatte ist hier viel-
mehr die betriebliche Einrichtung des Arbeitgebers in D, da der Arbeitnehmer dort an zwei
vollen Tagen wochentlich beruflich tatig werden soll.
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Beispiel 18

Der Arbeitnehmer A soll seine berufliche Tatigkeit im hauslichen Arbeitszimmer austiben und
zusatzlich jeden Arbeitstag fir eine Stunde in der betrieblichen Einrichtung seines Arbeit-
gebers in D tatig werden.

Das hausliche Arbeitszimmer ist nie erste Tatigkeitsstatte. Erste Tatigkeitsstatte ist hier
vielmehr die betriebliche Einrichtung des Arbeitgebers in D, da der Arbeitnehmer dort
typischerweise arbeitstaglich tatig werden soll. In diesem Fall ist es unerheblich, dass dort
weniger als 1/3 der gesamten regelmaliigen Arbeitszeit erbracht werden soll.

Beispiel 19

Der Arbeitnehmer A soll seine berufliche Tatigkeit im hauslichen Arbeitszimmer austiben und
zusatzlich jeden Tag in einer anderen betrieblichen Einrichtung seines Arbeitgebers tatig
werden. Die Arbeitszeit in den verschiedenen Tatigkeitsstatten betragt jeweils weniger als 1/3
der gesamten Arbeitszeit des Arbeitnehmers.

Das hausliche Arbeitszimmer ist nie erste Tatigkeitsstatte. Auch an den anderen Tatigkeits-
statten des Arbeitgebers hat der Arbeitnehmer keine erste Tatigkeitsstatte, da er diese Tatig-
keitsstatten nicht arbeitstéaglich aufsucht und dort jeweils weniger als 1/3 seiner gesamten
Arbeitszeit tatig wird.

Beispiel 20
Der Arbeitnehmer A (bt seine Tatigkeit nur bei wechselnden Kunden und im h&uslichen
Arbeitszimmer aus. Er hat keine erste Tatigkeitsstatte.

Zusammenfassung

Bei der quantitativen Priifung kommt es somit allein auf den Umfang der an der Tétig-
keitsstétte zu leistenden arbeitsvertraglichen Arbeitszeit (mind. 1/3 der vereinbarten
regelmaRigen Arbeitszeit oder zwei volle Arbeitstage wdochentlich oder arbeitstaglich) an.
Dies bedeutet:

e Soll der Arbeitnehmer an einer Tatigkeitsstatte zwei volle Arbeitstage je Arbeitswoche
oder mindestens 1/3 der vereinbarten regelmaRigen Arbeitszeit tatig werden, dann ist
dies die erste Téatigkeitsstatte.

e Entsprechendes gilt, wenn der Arbeitnehmer an einer Tatigkeitsstatte arbeitstaglich
und mindestens 1/3 der vereinbarten regelmaiiigen Arbeitszeit tatig werden soll.

o Soll der Arbeitnehmer an einer Tatigkeitsstétte arbeitstaglich, aber weniger als 1/3 der
vereinbarten regelmafigen Arbeitszeit tatig werden, dann fuhrt dies nur zu einer ersten
Tatigkeitsstatte, wenn der Arbeitnehmer dort typischerweise arbeitstaglich seine
eigentliche berufliche Téatigkeit und nicht nur Vorbereitungs- , Hilfs- oder Neben-
tatigkeiten (Rustzeiten, Abholung oder Abgabe von Kundendienstfahrzeugen oder
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LKWs einschlieBlich deren Be- und Entladung, die Abgabe von Auftrags-
bestatigungen, Stundenzetteln, Krankmeldungen, Urlaubsantragen oder Ahnlichem)
durchfthren soll.

e Erflllen danach mehrere Téatigkeitsstatten die quantitativen VVoraussetzungen fiir eine
erste Tatigkeitsstatte, kann der Arbeitgeber bestimmen, welche dieser Téatigkeitsstatten
die erste Tatigkeitsstatte ist.

e Fehlt eine solche Bestimmung des Arbeitgebers, wird zugunsten des Arbeitnehmers
die Tatigkeitsstatte zugrunde gelegt, die der Wohnung des Arbeitnehmers am nachsten
liegt.

gg) Mehrere Tatigkeitsstatten

Der Arbeitnehmer kann je Dienstverhaltnis hochstens eine erste Tatigkeitsstatte haben (8 9
Absatz 4 Satz 5 EStG). Hingegen kann ein Arbeitnehmer mit mehreren Dienstverhéltnissen
auch mehrere erste Tatigkeitsstatten haben (je Dienstverhaltnis jedoch hochstens eine).

Erfullen mehrere Tétigkeitsstétten in einem Dienstverhaltnis die quantitativen Kriterien fur
die Annahme einer ersten Tatigkeitsstétte, kann der Arbeitgeber die erste Tatigkeitsstatte
bestimmen (8 9 Absatz 4 Satz 6 EStG). Dabei muss es sich nicht um die Tatigkeitsstatte
handeln, an der der Arbeitnehmer den zeitlich Gberwiegenden oder qualitativ bedeutsameren
Teil seiner beruflichen Téatigkeit austiben soll.

Beispiel 21

Der in H wohnende Filialleiter A ist an drei Tagen in der Woche in einer Filiale seines
Arbeitgebers in H und an zwei Tagen in der Woche in einer Filiale seines Arbeitgebers in S
tatig. Der Arbeitgeber bestimmt die Filiale in S zur ersten Tatigkeitsstatte.

Durch die Bestimmung seines Arbeitgebers hat der Filialleiter A in der betrieblichen Einrich-
tung in S seine erste Tatigkeitsstatte. Unerheblich ist, dass er dort lediglich zwei Tage und
damit nicht zeitlich Gberwiegend beruflich tatig ist.

Macht der Arbeitgeber von seinem Bestimmungsrecht nach § 9 Absatz 4 Satz 6 EStG keinen
Gebrauch oder ist die Bestimmung nicht eindeutig, ist die der Wohnung des Arbeitnehmers
ortlich am nachsten liegende Tatigkeitsstatte die erste Tatigkeitsstétte (§ 9 Absatz 4 Satz 7
EStG). Die Fahrten zu weiter entfernt liegenden Tétigkeitsstatten werden in diesem Fall als
Auswartstatigkeit qualifiziert.

Beispiel 22

Der in H wohnende Filialleiter A soll typischerweise arbeitstaglich in drei Filialen (X, Y und
Z) seines Arbeitgebers tatig werden. Er fahrt morgens mit seinem eigenen PKW regelmaRig
zur Filiale X, dann zur Filiale Y, von dort zur Filiale Z und von dieser zur Wohnung. Die
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Filiale in Y liegt der Wohnung am né&chsten. Der Arbeitgeber ordnet A arbeitsrechtlich keine
Filiale (als erste Tatigkeitsstatte) zu.

Erste Tatigkeitsstatte ist die Filiale Y, da diese der Wohnung des A am néchsten liegt. Die
Tatigkeit in X und Z sind beruflich veranlasste Auswartstatigkeiten. Da A von seiner
Wohnung zu einer auswartigen Tatigkeitsstatte, von dort zur ersten Tatigkeitsstatte und von
dort wieder zu einer anderen auswartigen Tatigkeitsstatte fahrt, liegen keine Fahrten
zwischen Wohnung und erster Tatigkeitsstatte vor, sondern Fahrten, fur die ein steuerfreier
Arbeitgeberersatz bzw. Werbungskostenabzug nach Reisekostengrundsatzen in Betracht
kommt.

Abwandlung

Wie Beispiel 22, allerdings nutzt der Filialleiter A fir die arbeitstaglichen Fahrten einen ihm
vom Arbeitgeber Gberlassenen Dienstwagen; A flhrt kein Fahrtenbuch, sondern ermittelt den
geldwerten Vorteil nach der pauschalen Nutzungswertmethode.

Grundsatzlich ist ein geldwerter Vorteil, fir die Moglichkeit den Dienstwagen fur Fahrten
zwischen Wohnung und erster Tatigkeitsstatte zu nutzen, in Hohe von 0,03 % des
Listenpreises je Entfernungskilometer anzusetzen. Weist A mittels Einzelaufzeichnungen die
Zahl der tatsachlichen Fahrten zwischen Wohnung und erster Tatigkeitsstatte nach, ist statt-
dessen flr jede Fahrt ein geldwerter Vorteil von 0,002 % des Listenpreises je Entfer-
nungskilometer anzusetzen. Im vorliegenden Fall hat A keine unmittelbaren Fahrten zwischen
Wohnung und erster Tatigkeitsstatte; daher ist - bei Nachweis der tatséachlichen Fahrten -
insoweit kein geldwerter Vorteil anzusetzen.

Beispiel 23

Die Pflegedienstkraft P hat taglich vier Personen zu betreuen. Alle vier Pflegepersonen sollen
von P nach Absprache mit der Pflegedienststelle (Arbeitgeber) bis auf Weiteres arbeitstaglich
regelméafiig betreut werden. Der Arbeitgeber hat keine dieser Pflegestellen als erste
Tatigkeitsstatte bestimmt.

Erste Tatigkeitsstatte der P ist die ihrer Wohnung am néchsten liegende Pflegestelle.

Abwandlung

Die vier Pflegepersonen sollen von P nach Absprache mit der Pflegedienststelle (Arbeitgeber)
zunachst flr die Dauer von zwei Jahren arbeitstaglich regelmaRig betreut werden.

Die Pflegedienstkraft hat keine erste Tatigkeitsstatte, da sie an keiner der Pflegestellen
dauerhaft tatig werden soll.
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hh)  Erste Tatigkeitsstatte bei Vollzeitstudium oder vollzeitigen Bildungsmaf3nahmen

Erste Tatigkeitsstéatte ist auch eine Bildungseinrichtung, die aulerhalb eines Dienstverhalt-
nisses zum Zwecke eines Vollzeitstudiums oder einer vollzeitigen BildungsmaRnahme aufge-
sucht wird (8 9 Absatz 4 Satz 8 EStG).

Die Dauer einer vollzeitigen Bildungsmaf3nahme ist fir die Einordnung einer Bildungs-
einrichtung als erste Tatigkeitsstatte dabei unerheblich. Eine zeitliche Mindestdauer der
Bildungsmalinahme ist nicht erforderlich. Eine Bildungseinrichtung gilt daher auch
dann als erste Tatigkeitsstatte, wenn sie vom Steuerpflichtigen im Rahmen einer nur
kurzzeitigen BildungsmaflRnahme aufgesucht wird. Davon ist auszugehen, wenn der
Steuerpflichtige die Bildungseinrichtung anlasslich der regelmaRig zeitlich befristeten
Bildungsmalinahme nicht nur gelegentlich, sondern mit einer gewissen Nachhaltigkeit,
d.h. fortdauernd und immer wieder (dauerhaft) aufsucht (BFH-Urteil vom 14. Mai
2020, VI R 24/18, BStBI 11 S. XXX).

Ein Studium oder eine Bildungsmalinahme findet insbesondere dann auf3erhalb eines
Dienstverhéltnisses statt, wenn

e diese nicht Gegenstand des Dienstverhéltnisses sind, auch wenn sie seitens des Arbeit-
gebers durch Hingabe von Mitteln, wie z. B. eines Stipendiums, geférdert werden oder

o diese ohne arbeitsvertragliche Verpflichtung absolviert werden und die Beschéftigung
lediglich das Studium oder die BildungsmalRnahme ermdglicht.

Zur Abgrenzung gegentiber einem Studium oder einer Bildungsmalinahme innerhalb eines
Dienstverhéltnisses vgl. auch R 9.2 sowie 19.7 LStR 2015.

Ein Vollzeitstudium oder eine vollzeitige BildungsmaBRnahme liegt insbesondere vor, wenn
der Steuerpflichtige im Studium oder in der BildungsmafRnahme fur einen Beruf ausgebildet
wird und daneben entweder
e keiner Erwerbstatigkeit nachgeht oder
e wahrend der gesamten Dauer des Studiums oder der BildungsmalRnahme eine
Erwerbstatigkeit mit durchschnittlich bis zu 20 Stunden regelmaRiger wochentlicher
Arbeitszeit oder in Form eines geringfligigen Beschéaftigungsverhéltnisses i. S. d. 88 8
und 8a SGB 1V auslbt.

Dies gilt auch flr den Sonderausgabenabzug nach § 10 Absatz 1 Nummer 7 EStG.
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b) Fahrtkosten bei auswartiger Tatigkeit, Sammelpunkt, weitrdumiges
Tatigkeitsgebiet, 8 9 Absatz 1 Satz 3 Nummer 4a EStG

aa) Tatsachliche Fahrtkosten und pauschaler Kilometersatz bei auswartiger
Tatigkeit

Ist ein Arbeitnehmer aul3erhalb seiner Wohnung und ersten Tatigkeitsstatte beruflich
tatig (auswartige berufliche Tatigkeit), gilt fur die steuerliche Berlcksichtigung der
tatsachlichen Fahrtkosten im Zusammenhang mit dieser beruflichen Téatigkeit
Folgendes:

Statt der tatsdchlichen Aufwendungen kann aus Vereinfachungsgriinden typisierend je nach
Art des benutzten Verkehrsmittels (z. B. PKW, Motorrad) auch ein pauschaler Kilometersatz
(héchste Wegstreckenentschadigung nach dem Bundesreisekostengesetz fiir das jeweils
benutzte Beforderungsmittel: Benutzung eines Kraftwagens, z. B. PKW 0,30 €, fur jedes
andere motorbetriebene Fahrzeug 0,20 €) flr jeden gefahrenen Kilometer angesetzt werden
(8 9 Absatz 1 Satz 3 Nummer 4a Satz 2 EStG). Eine Prufung der tatséchlichen
Kilometerkosten ist demnach nicht mehr erforderlich, wenn der Arbeitnehmer von dieser
gesetzlichen Typisierung Gebrauch macht.

bb) ,,Sammelpunkt*

Liegt keine erste Tatigkeitsstatte (nach Rz. 6 ff. oder Rz. 26 ff.) vor und bestimmt der Arbeit-
geber durch dienst- oder arbeitsrechtliche Festlegung, dass der Arbeitnehmer sich dauerhaft
(Rz. 14 ff.) typischerweise arbeitstéaglich an einem festgelegten Ort, der die Kriterien fur eine
erste Tatigkeitsstétte nicht erfullt (z. B. Treffpunkt fir einen betrieblichen
Sammeltransport, das Busdepot, der Fahrhafen), einfinden soll, um von dort seine
unterschiedlichen eigentlichen Einsatzorte aufzusuchen oder von dort seine berufliche
Tatigkeit aufzunehmen, werden die Fahrten des Arbeitnehmers von der Wohnung zu diesem
Ort wie Fahrten zu einer ersten Tatigkeitsstatte behandelt. Fahrtkosten fiir diese Fahrten
durfen nur durch den Ansatz der Entfernungspauschale (§ 9 Absatz 1 Satz 3 Nummer 4
und Absatz 2 EStG) steuerlich berticksichtigt werden.

Beispiel 24

Bus- oder LKW-Fahrer haben regelmaRig keine erste Tatigkeitsstatte. Lediglich, wenn dauer-
haft und typischerweise arbeitstaglich ein vom Arbeitgeber festgelegter Ort aufgesucht
werden soll, werden die Fahrten von der Wohnung zu diesem Ort/Sammelpunkt gleich be-
handelt mit den Fahrten von der Wohnung zu einer ersten Tatigkeitsstatte.
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Beispiel 25

Kundendienstmonteure haben ebenfalls in der Regel keine erste Tatigkeitsstatte. Nur dann,
wenn dauerhaft und typischerweise arbeitstaglich ein vom Arbeitgeber festgelegter Ort aufge-
sucht werden soll, werden die Fahrten von der Wohnung zu diesem Ort/Sammelpunkt ebenso
behandelt wie die Fahrten von der Wohnung zu einer ersten Tatigkeitsstatte.

Beispiel 26

Seeleute, die auf einem Schiff tatig werden sollen, haben in der Regel keine erste Tatigkeits-
statte, da das Schiff keine ortsfeste betriebliche Einrichtung des Arbeitgebers ist. Soll der
Dienstantritt, die Ein- und Ausschiffung aber typischerweise arbeitstaglich von dem gleichen
Anleger (wie z. B. einem Fahranleger, Liegeplatz des Seenotrettungskreuzers, Anleger des
Fahrgastschiffes) erfolgen, werden die Fahrten zu diesem Ort/Sammelpunkt ebenso behandelt
wie die Fahrten von der Wohnung zu einer ersten Tatigkeitsstatte.

Beispiel 27

Angestellte Lotsen haben ublicherweise keine erste Tatigkeitsstatte, wenn sie ihre Tatigkeit
typischerweise auf verschiedenen Schiffen austiben sollen. Fahrten von der Wohnung zu einer
vom Arbeitgeber festgelegten Lotsenstation oder Lotsenwechselstation, um von dort zum
Einsatz auf ein Schiff verbracht zu werden, werden ebenso behandelt wie die Fahrten von der
Wohnung zu einer ersten Tatigkeitsstéatte.

Treffen sich mehrere Arbeitnehmer typischerweise arbeitstaglich an einem bestimmten Ort,
um von dort aus gemeinsam zu ihren Téatigkeitsstatten zu fahren (privat organisierte Fahr-
gemeinschaft), liegt kein ,,Sammelpunkt* nach 8§ 9 Absatz 1 Satz 3 Nummer 4a Satz 3 EStG
vor. Es fehlt insoweit an einer dienst- oder arbeitsrechtlichen Festlegung des Arbeitgebers.

Auf die Beriicksichtigung von Verpflegungspauschalen oder Ubernachtungskosten als Wer-
bungskosten oder den steuerfreien Arbeitgeberersatz hierfiir hat die Festlegung als
Sammelpunkt keinen Einfluss, da der Arbeitnehmer weiterhin auf3erhalb einer ersten
Tatigkeitsstatte und somit auswarts beruflich tatig wird. Es wird keine erste Tatigkeitsstatte
fingiert, sondern nur die Anwendung der Entfernungspauschale fur die Fahrtkosten von der
Wohnung zu diesem Ort sowie die Besteuerung eines geldwerten Vorteils bei
Dienstwagengestellung durch den Arbeitgeber nach 8§ 8 Absatz 2 Satz 3 und 4 EStG festgelegt
und der steuerfreie Arbeitgeberersatz fir diese Fahrten nach § 3 Nummer 13 oder Nummer 16
EStG ausgeschlossen.

cc)  Weitraumiges Tatigkeitsgebiet

Soll der Arbeitnehmer auf Grund der Weisungen des Arbeitgebers seine berufliche Téatigkeit
typischerweise arbeitstaglich in einem weitrdumigen Téatigkeitsgebiet ausiben, findet fur die
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Fahrten von der Wohnung zu diesem Tétigkeitsgebiet ebenfalls die Entfernungspauschale
Anwendung.

Ein weitrdumiges Tatigkeitsgebiet liegt in Abgrenzung zur ersten Tatigkeitsstétte vor, wenn
die vertraglich vereinbarte Arbeitsleistung auf einer festgelegten Flache und nicht innerhalb
einer ortsfesten betrieblichen Einrichtung des Arbeitgebers, eines verbundenen Unternehmens
(8 15 AktG) oder bei einem vom Arbeitgeber bestimmten Dritten ausgetibt werden soll. In
einem weitrdumigen Tatigkeitsgebiet werden in der Regel z. B. Zusteller oder Forstarbeiter
tatig.

Hingegen sind z. B. Bezirksleiter und Vertriebsmitarbeiter, die verschiedene Niederlassungen
betreuen oder mobile Pflegekréfte, die verschiedene Personen in deren Wohnungen in einem
festgelegten Gebiet betreuen sowie Schornsteinfeger von dieser Regelung nicht betroffen.

Wird das weitrdumige Tatigkeitsgebiet immer von verschiedenen Zugangen aus betreten oder
befahren, ist die Entfernungspauschale aus Vereinfachungsgriinden bei diesen Fahrten nur fir
die kurzeste Entfernung von der Wohnung zum néchstgelegenen Zugang anzuwenden.

Fur alle Fahrten innerhalb des weitrdumigen Téatigkeitsgebietes sowie fiir die zusétzlichen
Kilometer bei den Fahrten von der Wohnung zu einem weiter entfernten Zugang kénnen
weiterhin die tatsdchlichen Aufwendungen oder der sich am Bundesreisekostengesetz
orientierende mafigebliche pauschale Kilometersatz angesetzt werden.

Beispiel 28

Der Forstarbeiter A fahrt an 150 Tagen mit dem PKW von seiner Wohnung zu dem 15 km
entfernten, nachstgelegenen Zugang des von ihm taglich zu betreuenden Waldgebietes
(weitraumiges Tatigkeitsgebiet). An 70 Tagen fahrt A von seiner Wohnung tber einen weiter
entfernt gelegenen Zugang (20 km) in das Waldgebiet.

Die Fahrten von der Wohnung zu dem weitraumigen Tatigkeitsgebiet werden behandelt wie
die Fahrten von der Wohnung zu einer ersten Tatigkeitsstétte. A kann somit fiir diese Fahrten
lediglich die Entfernungspauschale in Hohe von 0,30 € je Entfernungskilometer (= 15 km x
0,30 €) als Werbungskosten ansetzen. Die Fahrten innerhalb des Waldgebietes kénnen mit
den tatsachlichen Kosten oder aus Vereinfachungsgriinden mit dem pauschalen Kilometersatz
in Hohe von 0,30 € je tatsachlich gefahrenem Kilometer berucksichtigt werden.

Bei den Fahrten zu dem weiter entfernt gelegenen Zugang werden ebenfalls nur 15 Kilometer
mit der Entfernungspauschale (15 km x 0,30 €) bertcksichtigt. Die jeweils zusatzlichen funf
Kilometer fiir den tatsachlich langeren Hin- und Riickweg, werden ebenso wie die Fahrten
innerhalb des weitrdumigen Tatigkeitsgebietes mit den tatsachlichen Kosten oder aus
Vereinfachungsgrinden mit dem pauschalen Kilometersatz in Hhe von 0,30 € je gefahrenem
Kilometer berticksichtigt.



Seite 23

45

46

47

Somit sind fur 220 Tage jeweils 15 km mit der Entfernungspauschale und die restlichen tat-
sachlich gefahrenen Kilometer mit den tatsachlichen Kosten oder aus Vereinfachungsgriinden
mit dem pauschalen Kilometersatz in Hohe von 0,30 € anzusetzen.

Auf die Beriicksichtigung von Verpflegungspauschalen oder Ubernachtungskosten als Wer-
bungskosten sowie den steuerfreien Arbeitgeberersatz hat diese Festlegung ,,tatig werden in
einem weitrdumigen Tatigkeitsgebiet” keinen Einfluss, da der Arbeitnehmer weiterhin
auflerhalb einer ersten Tatigkeitsstatte - und damit auswarts - beruflich tatig wird. Es wird nur
die Anwendung der Entfernungspauschale fur die Fahrtkosten von der Wohnung zum
nachstgelegenen Zugang zu dem weitrdumigen Téatigkeitsgebiet sowie die Besteuerung eines
geldwerten Vorteils bei Dienstwagengestellung durch den Arbeitgeber nach § 8 Absatz 2 Satz
3 und 4 EStG festgelegt und der steuerfreie Arbeitgeberersatz fur diese Fahrten nach 8 3
Nummer 13 oder Nummer 16 EStG ausgeschlossen.

Soll der Arbeitnenmer in mehreren ortsfesten Einrichtungen seines Arbeitgebers, eines ver-
bundenen Unternehmens oder eines Dritten, die innerhalb eines bestimmten Bezirks gelegen
sind, beruflich tatig werden, wird er nicht in einem weitradumigen Tatigkeitsgebiet, sondern an
verschiedenen, ggf. sogar standig wechselnden Téatigkeitsstatten tatig.

2. Verpflegungsmehraufwendungen

a) Vereinfachung bei der Ermittlung der Pauschalen, § 9 Absatz 4a Satz 2 bis 5
EStG

aa) Eintagige Auswartstatigkeiten im Inland

Fir eintagige auswartige Tatigkeiten ohne Ubernachtung kann ab einer Abwesenheit von
mehr als acht Stunden von der Wohnung und der ersten Tatigkeitsstatte eine Pauschale fur
Verpflegungsmehraufwendungen von 14 € bericksichtigt werden. Dies gilt auch, wenn der
Arbeitnehmer seine auswartige berufliche Téatigkeit Giber Nacht (also an zwei Kalendertagen)
ausubt - somit nicht Gibernachtet - und dadurch ebenfalls insgesamt mehr als acht Stunden von
der Wohnung und der ersten Tatigkeitsstatte abwesend ist. Ist der Arbeitnehmer an einem
Kalendertag mehrfach oder tiber Nacht (an zwei Kalendertagen ohne Ubernachtung) auswarts
tatig, konnen die

Abwesenheitszeiten dieser Tatigkeiten zusammengerechnet und im Fall der Tatigkeit Gber
Nacht fiir den Kalendertag bertcksichtigt werden, an dem der Arbeitnehmer den
Uberwiegenden Teil der insgesamt mehr als 8 Stunden abwesend ist (§ 9 Absatz 4a Satz 3
Nummer 3 2. Halbsatz EStG).
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Beispiel 29

Der Vertriebsleiter V verlasst um 8.00 Uhr seine Wohnung in B und besucht zuerst bis 12.00
Uhr einen Kunden. Von 12.30 Uhr bis 14.30 Uhr ist er in seinem Biro (erste Tatigkeitsstatte)
tatig. Anschlief3end fahrt er von dort zu einer Tagung in C und kehrt um 19.00 Uhr noch
einmal flr eine Stunde in sein Buro in B zurtick.

Es z&hlen die Zeiten vom Verlassen der Wohnung bis zur Ankunft an der ersten Tatig-
keitsstatte (Biiro) mittags sowie vom Verlassen der ersten Tatigkeitsstatte (Biiro) bis zur
Rickkehr dorthin. V war zweimal beruflich auswarts tatig und dabei insgesamt mehr als acht
Stunden von seiner Wohnung und seiner ersten Tatigkeitsstatte abwesend. Er erfiillt daher die
Voraussetzungen der Verpflegungspauschale flr eine eintagige Auswartstatigkeit (14 €).

Beispiel 30

Der Kurierfahrer K ist typischerweise von 20.00 Uhr bis 5.30 Uhr des Folgetags beruflich
unterwegs. In dieser Zeit legt er regelmaRig auch eine Lenkpause von 45 Minuten ein. Seine
Wohnung verlasst K um 19.30 Uhr und kehrt um 6.00 Uhr dorthin zuruck. Eine erste
Tatigkeitsstatte liegt nicht vor.

K ist im Rahmen seiner beruflichen Auswartstatigkeit (Fahrtatigkeit) tber Nacht von seiner
Wohnung abwesend. Bei der Lenkpause handelt es sich nicht um eine Ubernachtung. Die
Abwesenheitszeiten tiber Nacht kdnnen aber zusammengerechnet werden. Sie werden flr den
zweiten Kalendertag berticksichtigt, an dem A den tiberwiegenden Teil der Zeit abwesend ist.
A erfullt die Voraussetzungen der Verpflegungspauschale fir eine eintdgige Auswartstatigkeit
(14 €).

Abwandlung 1
Die berufliche Fahrtétigkeit des K verteilt sich wie folgt auf die Tage (in Stunden):

Montag Dienstag Mittwoch Donnerstag Freitag Samstag

5|4 54 54 455 54

Wahlt K die Zusammenrechnung der Abwesenheitszeiten tber Nacht, kann K eine
Verpflegungspauschale fir eine eintagige Auswartstatigkeit in Héhe von 14 € fur folgende
Tage beanspruchen: Montag, Dienstag, Mittwoch und Freitag.

Rechnet K stattdessen die an dem jeweiligen Tag geleisteten einzelnen Abwesenheitszeiten
zusammen, dann kann K fuir Dienstag, Mittwoch, Donnerstag und Freitag eine
Verpflegungspauschale von jeweils 14 € beanspruchen.

Abwandlung 2
Die berufliche Fahrtatigkeit des K verteilt sich wie folgt auf die Tage (in Stunden):

Montag Dienstag Mittwoch Donnerstag Freitag Samstag

54 54 54 45 |4 45
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Wahlt K die Zusammenrechnung der Abwesenheitszeiten tiber Nacht, kann K eine Verpfle-
gungspauschale flr eine eintéagige Auswartstatigkeit in Hohe von 14 € flr folgende Tage
beanspruchen: Montag, Dienstag, Mittwoch, Donnerstag und Samstag.

Rechnet K die an dem jeweiligen Tag geleisteten einzelnen Abwesenheitszeiten zusammen,
kann K nur fir Dienstag, Mittwoch und Donnerstag eine Verpflegungspauschale von jeweils
14 € beanspruchen.

MalRgeblich hierftr ist die gesetzliche Regelung des § 9 Absatz 4a Satz 3 Nummer 3 2.
Halbsatz EStG, die anstelle der auf den Kalendertag bezogenen Betrachtung bei auswartigen
beruflichen Téatigkeiten iiber Nacht ohne Ubernachtung ausnahmsweise die Zusammen-
rechnung dieser Zeiten ermdglicht.

Beispiel 31

Der Arbeitnehmer A unternimmt, ohne zu Gbernachten, eine Dienstreise, die am 5. Mai um
17.00 Uhr beginnt und am 6. Mai um 7.30 Uhr beendet wird. Am 6. Mai unternimmt A nach-
mittags eine weitere Dienstreise (von 14.00 Uhr bis 23.30 Uhr).

A hat hier die Mdglichkeit die Abwesenheitszeiten der ersten Dienstreise iber Nacht
zusammenzurechnen (= 14 Stunden und 30 Minuten). Bedingt durch die Uberwiegende
Abwesenheit am 6. Mai ist die daftir zu bericksichtigende Verpflegungspauschale dann dem
6. Mai zuzurechnen.

Alternativ kdnnen auch alle ausschlie3lich am 6. Mai geleisteten Abwesenheitszeiten

(7 Stunden 30 Minuten zuziglich 9 Stunden 30 Minuten = 17 Stunden) zusammengerechnet
werden. In diesem Fall bleiben die wéahrend der ersten Dienstreise angefallenen
Abwesenheitszeiten unbertcksichtigt.

Unabhéangig davon, fiir welche Berechnungsmethode A sich entscheidet, steht ihm lediglich
eine Verpflegungspauschale von 14 € fir den 6. Mai zu.

Eine Verpflegungspauschale von 28 € kommt nur in Betracht, wenn entweder die gesamte
Tatigkeit Gber Nacht oder die Téatigkeit an dem jeweiligen Kalendertag 24 Stunden erreicht.

Beispiel 32

Der Arbeitnehmer A arbeitet von 8.30 Uhr bis 17.00 Uhr in seinem Biro in B (erste Tatig-
keitsstatte), anschlieBend fahrt er zu einem Geschéftstermin in C. Der Termin erstreckt sich
bis 0.30 Uhr des Folgetags. A kehrt um 1.30 Uhr in seine Wohnung zurdck.

A war wegen beruflicher Tatigkeit mehr als acht Stunden auswarts tétig. Dass sich die
Abwesenheit (iber zwei Kalendertage ohne Ubernachtung erstreckt, ist unschadlich. Die
Abwesenheiten werden zusammengerechnet und dem ersten Kalendertag zugeordnet, weil an
diesem Tag der Uberwiegende Teil der Abwesenheit stattgefunden hat. A erfillt die Voraus-
setzungen der Verpflegungspauschale flr eine eintagige Auswartstatigkeit (14 €).
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bb)  Mehrtagige Auswartstatigkeiten im Inland

Fur jeden Kalendertag, an dem der Arbeitnehmer aufgrund einer auswartigen beruflichen
Tatigkeit (Rz. 36) 24 Stunden von seiner Wohnung abwesend ist (Zwischentag), kann eine
Pauschale fur Verpflegungsmehraufwendungen von 28 € als Werbungskosten geltend
gemacht bzw. vom Arbeitgeber steuerfrei ersetzt werden.

Fur den An- und Abreisetag einer mehrtagigen auswdrtigen Tatigkeit mit Ubernachtung
auflerhalb der Wohnung kann ohne Prifung einer Mindestabwesenheitszeit eine Pauschale
von jeweils 14 € als Werbungskosten berucksichtigt bzw. vom Arbeitgeber steuerfrei ersetzt
werden. Dabei ist es unerheblich, ob der Arbeitnehmer die Reise von der Wohnung, der ersten
oder einer anderen Tatigkeitsstatte aus antritt. Eine mehrtégige auswartige Tatigkeit mit
Ubernachtung liegt auch dann vor, wenn die berufliche Auswartstatigkeit tiber Nacht
ausgeuibt wird und sich daran eine Ubernachtung am Tage sowie eine weitere Tatigkeit tber
Nacht anschlieRt. Unerheblich ist auch, ob fiir die Ubernachtung tatsachlich Uber-
nachtungskosten anfallen (so z. B. bei Schlafen im Bus, LKW oder Lok).

Beispiel 33

Der Ingenieur | aus B ist von Montagabend bis Dienstag in M auswarts tatig. An diese
Tatigkeit schliel3t sich am Dienstag gleich die Weiterreise nach H zu einer neuen auswartigen
Tatigkeit an. | fahrt von M direkt nach H und kehrt am Mittwochmittag zu seiner Wohnung
zurick.

I kann folgende Verpflegungspauschalen beanspruchen: fir Montag als Anreisetag und fur
Mittwoch als Rickreisetag stehen ihm jeweils 14 € zu. Da | am Dienstag infolge der Abreise
aus M und direkten Anreise nach H 24 Stunden von seiner Wohnung und ersten
Tatigkeitsstatte abwesend ist, kann er fiir diesen Tag eine Pauschale von 28 € beanspruchen.

Abwandlung

| sucht am Dienstag kurz seine Wohnung in B auf, um Unterlagen und Kleidung einzupacken
und fahrt nach einer Stunde weiter nach H.

In diesem Fall kann I auch fir Dienstag als An- und gleichzeitig als Abreisetag nur 14 €
Verpflegungspauschale beanspruchen. Eine Verpflegungspauschale von 28 € kann nur dann
beansprucht werden, wenn | infolge seiner beruflichen Auswartstatigkeit 24 Stunden von
seiner Wohnung und ersten Tatigkeitsstatte abwesend ist.

Beispiel 34

Monteur M aus D ist von Montag bis Mittwoch in S auswarts tatig. Eine erste Tatigkeitsstatte
besteht nicht. M verlasst am Montag um 10.30 Uhr seine Wohnung in D. M verlasst S am
Mittwochabend und erreicht seine Wohnung in D am Donnerstag um 1.45 Uhr.
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M steht fur Montag (Anreisetag) eine Verpflegungspauschale von 14 € zu. Fur Dienstag und
Mittwoch kann M eine Pauschale von 28 € beanspruchen, da er an diesen Tagen 24 Stunden
von seiner Wohnung abwesend ist. Flr Donnerstag steht ihm eine Pauschale von 14 € zu
(Abreisetag).

Als Wohnung im vorstehenden Sinn gilt (8 9 Absatz 4a Satz 4, 2. Halbsatz EStG)

e der Hausstand, der den Mittelpunkt der Lebensinteressen des Arbeitnehmers bildet
und nicht nur gelegentlich aufgesucht wird oder

e die Zweitwohnung am Ort einer steuerlich anzuerkennenden doppelten Haushaltsftih-
rung (insbesondere zu berucksichtigen, wenn der Arbeitnehmer mehrere Wohnungen
hat).

Beispiel 35
Wohnung in diesem Sinne kann somit z. B. bei Auszubildenden auch die elterliche Wohnung
sein, wenn sich dort noch der Lebensmittelpunkt des Auszubildenden befindet.

Beispiel 36

Ubernachtet der Arbeitnehmer aus beruflichem Anlass z. B. im Rahmen einer
Auswartstatigkeit in seinem eigenen Ferienappartement, welches er nur gelegentlich
aufsucht, handelt es sich um eine mehrtagige auswartige Tatigkeit mit Ubernachtung, auch
wenn fiir die Ubernachtung selbst keine Kosten entstehen.

cc)  Auswartstatigkeiten im Ausland

Unter den gleichen Voraussetzungen wie bei inlandischen Auswartstatigkeiten werden
bei Auswartstatigkeiten im Ausland Pauschalen fur Verpflegungsmehraufwendungen
gewahrt. Diese betragen bei einer Abwesenheit von 24 Stunden 120 % und ftr den An-
sowie Abreisetag oder eine Abwesenheit von mehr als 8 Stunden 80 % der
Auslandstagegelder nach dem Bundesreisekostengesetz. Die jeweiligen Betrage werden
regelmafiig durch BMF-Schreiben bekannt gemacht. Im Hinblick auf die bei auswartigen
beruflichen Tatigkeiten im Ausland oftmals tiber Nacht oder mehrere Tage andauernden An-
und Abreisen geniigt es fiir die Qualifizierung als An- und Abreisetag, wenn der
Arbeitnehmer unmittelbar nach der Anreise oder vor der Abreise auswaértig Ubernachtet. Die
ubrigen Regelungen zu den Besonderheiten bei Auswaértstatigkeiten im Ausland gelten weiter
(so z. B. R 9.6 Absatz 3 LStR 2015).

Bei Auswartstatigkeiten in verschiedenen auslédndischen Staaten gilt fir die Ermittlung der
Verpflegungspauschalen am An- und Abreisetag Folgendes:
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e Bei einer Anreise vom Inland ins Ausland oder vom Ausland ins Inland jeweils ohne
Tatigwerden ist die Verpflegungspauschale des Ortes malRgebend, der vor 24.00 Uhr
erreicht wird.

e Bei einer Abreise vom Ausland ins Inland oder vom Inland ins Ausland ist die
Verpflegungspauschale des letzten Tatigkeitsortes mafigebend.

Beispiel 37

Der Arbeitnehmer A reist am Montag um 20.00 Uhr zu einer beruflichen Auswartstatigkeit
von seiner Wohnung in Berlin nach Brissel. Er erreicht Belgien um 2.00 Uhr. Dienstag ist er
den ganzen Tag in Brissel tatig. Am Mittwoch reist er zu einem weiteren Geschaftstermin um
8.00 Uhr nach Amsterdam. Er erreicht Amsterdam um 14.00 Uhr. Dort ist er bis Donnerstag
um 13.00 Uhr tatig und reist anschlieBend zuriick nach Berlin. Er erreicht seine Wohnung am
Donnerstag um 22.30 Uhr.

Flar Montag ist die inlandische Verpflegungspauschale fur den Anreisetag mafigebend, da A
sich um 24.00 Uhr noch im Inland befindet. Flr Dienstag ist die Verpflegungspauschale fur
Belgien anzuwenden. Fur Mittwoch ist die Verpflegungspauschale fir die Niederlande zu
Grunde zu legen, da sich der Ort, den A vor 24 Uhr Ortszeit zuletzt erreicht hat, in den
Niederlanden befindet (8 9 Absatz 4a Satz 5 EStG). Fir Donnerstag ist die Verpflegungs-
pauschale der Niederlande fiir den Abreisetag maRgeblich, da A noch bis 13.00 Uhr in
Amsterdam beruflich tatig war.

Beispiel 38

Der Arbeitnehmer A reist fur ein berufliches Projekt am Sonntag um 21.00 Uhr von Paris
nach Mannheim. Am Sonntag um 24.00 Uhr befindet sich A noch in Frankreich. A ist in
Mannheim von Montag bis Freitag beruflich tatig und verlasst Mannheim am Freitag um
11.00 Uhr. Er erreicht Paris am Freitag um 21.00 Uhr.

Fir Sonntag (Anreisetag) ist die Verpflegungspauschale fur Frankreich malRgebend. Fir
Montag bis Freitag ist die jeweils maligebliche inlandische Verpflegungspauschale anzu-
wenden.

b) Dreimonatsfrist, 8 9 Absatz 4a Satz 6 EStG

Der Abzug der Verpflegungsmehraufwendungen ist auf die ersten drei Monate einer
langerfristigen auswartigen beruflichen Tatigkeit an derselben Téatigkeitsstatte beschrénkt
(vgl. Rz. 55). Werden wahrend einer beruflichen Tatigkeit mehrere ortsfeste betriebliche
Einrichtungen innerhalb eines Werks- oder Betriebsgelandes aufgesucht, handelt es sich um
die Tatigkeit an einer (groRraumigen) Tatigkeitsstatte (BFH-Urteile vom 11. April 2019,
VI R 40/16 und VI R 12/17, BStBI 11 S. 546 und 551). Handelt es sich um einzelne ortsfeste
betriebliche Einrichtungen verschiedener Auftraggeber oder Kunden, liegen mehrere
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Tatigkeitsstatten vor. Dies gilt auch dann, wenn sich die Téatigkeitsstatten in unmittelbarer
raumlicher N&he zueinander befinden.

Um die Berechnung der Dreimonatsfrist zu vereinfachen, ist eine rein zeitliche Bemessung
der Unterbrechungsregelung vorzunehmen. Eine Unterbrechung der beruflichen Téatigkeit an
derselben Tétigkeitsstatte fuhrt zu einem Neubeginn der Dreimonatsfrist, wenn sie
mindestens vier Wochen dauert (8 9 Absatz 4a Satz 7 EStG). Der Grund der Unterbrechung
ist unerheblich; es z&hlt nur die Unterbrechungsdauer.

Von einer langerfristigen beruflichen Tatigkeit an derselben Téatigkeitsstétte ist erst dann
auszugehen, sobald der Arbeitnehmer an dieser mindestens an drei Tagen in der Woche tétig
wird. Die Dreimonatsfrist beginnt daher nicht, solange die auswartige Tatigkeitsstatte an nicht
mehr als zwei Tagen in der Woche aufgesucht wird. Die Priifung des Unterbrechungs-
zeitraums und des Ablaufs der Dreimonatsfrist erfolgt stets im Nachhinein mit Blick auf die
zurlickliegende Zeit (Ex-post-Betrachtung).

Beispiel 39

Der Bauarbeiter A soll ab Méarz 01 arbeitstaglich an der Baustelle in H fiir 5 Monate tatig
werden. Am 1. April 01 nimmt er dort seine Tatigkeit auf. Ab 20. Mai 01 wird er nicht nur in
H, sondern fur einen Tag wochentlich auch an der Baustelle in B tatig, da dort ein Kollege
ausgefallen ist.

Flr die Tatigkeit an der Baustelle in H beginnt die Dreimonatsfrist am 1. April 01 und endet
am 30. Juni 01. Eine vierwdchige Unterbrechung liegt nicht vor (immer nur eintégige
Unterbrechung).

FUr die Tatigkeit an der Baustelle in B greift die Dreimonatsfrist hingegen nicht, da A dort
lediglich einen Tag wochentlich tatig wird.

Beispiel 40

Wie Beispiel 39, allerdings wird A ab 1. April 01 zwei Tage wochentlich in H und drei Tage
wdchentlich in B tatig. Ab 15. April 01 muss er fiir zwei Wochen nach M. Ab 1. Mai 01 ist er
dann bis auf Weiteres drei Tage wochentlich in H und zwei Tage in B tatig.

Fir die Tatigkeit an der Baustelle in B beginnt die Dreimonatsfrist am 1. April 01 und endet
am 30. Juni 01. Eine vierwochige Unterbrechung liegt nicht vor (lediglich zwei Wochen und
dann immer nur dreitéagige Unterbrechung).

Fur die Tatigkeit an der Baustelle in H beginnt die Dreimonatsfrist hingegen erst am 1. Mai
01, da A dort erst ab diesem Tag an drei Tagen wochentlich tatig wird.

Beispiel 41
Der AuBendienstmitarbeiter A wohnt in K und hat am Betriebssitz seines Arbeitgebers in S
seine erste Tatigkeitsstatte (arbeitsrechtliche Zuordnung durch den Arbeitgeber). A sucht
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arbeitstaglich die Filiale in K gegen 8.00 Uhr auf und bereitet sich dort tblicherweise fiir ein
bis zwei Stunden auf seinen AuRendienst vor. Von ca. 10.00 Uhr bis 16.30 Uhr sucht er dann
verschiedene Kunden im GroRraum K auf. AnschlieRend fahrt er nochmals in die Filiale in K,
um Nacharbeiten zu erledigen.

Bei dem arbeitstaglichen Vor- und Nachbereiten der AulRendiensttatigkeit in der Filiale in K
handelt es sich um eine langerfristige berufliche Auswartstatigkeit an derselben Tatig-
keitsstatte; fur die berufliche Tatigkeit an dieser Tatigkeitsstatte kdnnen nach Ablauf von drei
Monaten daher keine Verpflegungspauschalen mehr beansprucht werden. Fir die restliche
eintagige berufliche Auswartstatigkeit bei den verschiedenen Kunden im Grofsraum K gilt
dies nicht. Die Tatigkeitszeit in der Filiale in K kann fur die Ermittlung der erforderlichen
Mindestabwesenheitszeit von mehr als 8 Stunden nach Ablauf von 3 Monaten nicht mehr
bertcksichtigt werden, sondern ist abzuziehen. Ab dem vierten Monat kommt es fir die
Ermittlung der Abwesenheitszeiten der eintagigen Auswartstatigkeit daher jeweils auf die
Dauer der Abwesenheit von der Wohnung, abzuglich der Téatigkeitszeit(en) in der Filiale in K
an.

Bei beruflichen Téatigkeiten auf mobilen, nicht ortsfesten betrieblichen Einrichtungen wie
z. B. Fahrzeugen, Flugzeugen, Schiffen findet die Dreimonatsfrist keine Anwendung.
Entsprechendes gilt fur eine Tatigkeit in einem weitrdumigen Téatigkeitsgebiet.

Die Regelungen zu den Verpflegungspauschalen sowie die Dreimonatsfrist gelten auch bei
einer doppelten Haushaltsfiihrung (8 9 Absatz 4a Satz 12 EStG).

C) Pauschalbesteuerung, 8 40 Absatz 2 Satz 1 Nummer 4 EStG

Der Arbeitgeber kann die Lohnsteuer mit einem Pauschsteuersatz von 25 % erheben, wenn
dem Arbeitnehmer anlésslich einer Auswartstatigkeit i. S. v. 8 9 Absatz 4a Satz 3, 5 und 6
EStG Vergutungen fur Verpflegungsmehraufwendungen gezahlt werden, soweit diese die
dem Arbeitnehmer zustehenden Verpflegungspauschalen ohne Anwendung der
Kirzungsregelung nach § 9 Absatz 4a Satz 8 bis 10 EStG um nicht mehr als 100 %
ubersteigen.

Soweit nach Ablauf der Dreimonatsfrist eine steuerfreie Erstattung von Verpflegungsmehr-
aufwendungen nicht mehr méglich ist, kommt eine Pauschalbesteuerung nach § 40 Absatz 2
Satz 1 Nummer 4 EStG nicht in Betracht.

Beispiel 42

Der Arbeitnehmer A erhalt wahrend einer ununterbrochenen viermonatigen Auswartstatigkeit
von seinem Arbeitgeber Vergitungen fur Verpflegungsmehraufwendungen in Hohe von 56 €
fur jeden vollen Kalendertag. Fir An- und Abreisetage reduziert sich diese Vergutung auf
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28 € pro Tag. Wahrend seiner Auswartstatigkeit wird dem Arbeitnehmer kostenlos eine
Unterkunft vom Arbeitgeber zur Verfligung gestellt.

In den ersten drei Monaten ist die Verpflegungspauschale fiir die vollen Kalendertage in
Hohe von 28 € und fir die An- und Abreisetage jeweils in Hohe von 14 € steuerfrei. Der
Mehrbetrag von 28 € bzw. 14 € kann mit 25 % pauschal versteuert werden. Ab dem vierten
Monat sind die vom Arbeitgeber gezahlten Verpflegungsvergutungen von taglich 56 € bzw. 28
€ wegen des Ablaufs der Dreimonatsfrist in voller Hohe als Arbeitslohn individuell zu
versteuern.

Fur Verpflegungszuschisse, die wahrend einer doppelten Haushaltsfiihrung gezahlt werden
(8 9 Absatz 4a Satz 12 EStG), ist die Pauschalbesteuerung nach § 40 Absatz 2 Satz 1
Nummer 4 EStG nicht zul&ssig.

3. Vereinfachung der steuerlichen Erfassung der vom Arbeitgeber zur Verfligung
gestellten Mahlzeiten wahrend einer auswartigen Tatigkeit

a) Bewertung und Besteuerungsverzicht bei Giblichen Mahlzeiten, § 8 Absatz 2
Satz 8 und 9 EStG

Eine vom Arbeitgeber wahrend einer beruflich veranlassten Auswaértstatigkeit zur Verfligung
gestellte ,,lbliche* Mahlzeit wird mit dem amtlichen Sachbezugswert nach § 2 der Sozialver-
sicherungsentgeltverordnung bewertet. Entsprechendes gilt fur die bei einer beruflich
veranlassten doppelten Haushaltsflihrung vom Arbeitgeber zur Verfligung gestellten
,»ublichen“ Mahlzeiten. Als ,,ublich gilt eine Mahlzeit, deren Preis 60 € nicht lbersteigt (§ 8
Absatz 2 Satz 8 EStG). Hierbei sind auch die zur Mahlzeit eingenommenen Getranke
einzubeziehen. Die Preisgrenze von 60 € gilt unabhangig davon, ob die Mahlzeit im
Inland oder im Ausland zur Verfugung gestellt wird.

Mahlzeiten mit einem Preis von Uber 60 € durfen nicht mit dem amtlichen Sachbezugswert
bewertet werden. Bei einer solchen Mahlzeit wird typisierend unterstellt, dass es sich um ein
,Belohnungsessen® (R 8.1 Absatz 8 Nummer 2 LStR 2015) handelt. Belohnungsessen sind
mit dem tatsdchlichen Preis als Arbeitslohn (8 8 Absatz 2 Satz 1 EStG) anzusetzen.

Fur die Prifung der 60 €-Grenze kommt es auf den Preis der Mahlzeit (einschlieBlich
Umsatzsteuer) an, den der Dritte dem Arbeitgeber in Rechnung stellt. Zuzahlungen des
Arbeitnehmers sind bei der Prufung der 60 €-Grenze nicht zu berticksichtigen. Ist der Preis
der Mahlzeit in einem Gesamtpreis z. B. einer Fortbildungsveranstaltung enthalten und
in der Rechnung eines Dritten nicht beziffert, ist nach dem Gesamtbild der Verhéltnisse im
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Einzelfall zu beurteilen, ob es sich um eine ,,ubliche* Bekostigung i. S. d. § 8 Absatz 2 Satz 8
EStG gehandelt hat oder ob ein hoherer Wert der Mahlzeit als 60 € anzunehmen ist.

Die fur eine unmittelbar vom Arbeitgeber abgegebene Mahlzeit maRgeblichen Grundsatze
gelten auch, wenn eine Mahlzeit auf Veranlassung des Arbeitgebers von einem Dritten an den
Arbeitnehmer abgegeben wird. Die Gestellung einer Mahlzeit ist vom Arbeitgeber veranlasst,
wenn er Tag und Ort der Mahlzeitengestellung bestimmt. Das ist insbesondere dann der Fall,
wenn
e erdie Verpflegungskosten im Hinblick auf die beruflich veranlasste Auswartstatigkeit
des Arbeitnehmers dienst- oder arbeitsrechtlich erstattet und
e die Rechnung auf den Arbeitgeber ausgestellt ist oder es sich um eine
Kleinbetragsrechnung i. S. d. § 14 UStG i. V. m. § 33 UStDV handelt, die als Beleg
zur Buchfuihrung des Arbeitgebers vorliegt oder vorgelegen hat und gesichert
wurde.

Zu den vom Arbeitgeber zur Verfligung gestellten Mahlzeiten (Rz. 73 ff.) gehdren auch die

z. B. im Flugzeug, im Zug oder auf einem Schiff im Zusammenhang mit der Beférderung
unentgeltlich angebotenen Mahlzeiten, sofern die Rechnung fur das Beforderungsticket auf
den Arbeitgeber ausgestellt ist und von diesem dienst- oder arbeitsrechtlich erstattet wird. Die
Verpflegung muss dabei nicht offen auf der Rechnung ausgewiesen werden. Lediglich dann,
wenn z. B. anhand des gewahlten Beforderungstarifs feststeht, dass es sich um eine reine
Befdrderungsleistung handelt, bei der keine Mahlzeiten unentgeltlich angeboten werden, liegt
keine Mahlzeitengestellung vor.

Die steuerliche Erfassung einer solchen tblichen Mahlzeit als Arbeitslohn ist ausgeschlossen,
wenn der Arbeitnehmer fir die betreffende Auswartstatigkeit dem Grunde nach eine Ver-
pflegungspauschale i. S. d. § 9 Absatz 4a EStG als Werbungskosten geltend machen kdnnte.
Auf die Hohe der tatséchlich als Werbungskosten anzusetzenden Verpflegungspauschale
kommt es nicht an. Ebenso ist eine mogliche Kirzung des Werbungskostenabzugs nach § 9
Absatz 4a Satz 8 ff. EStG wegen der Gestellung einer Mahlzeit unerheblich.

Im Ergebnis unterbleibt die Erfassung der mit dem Sachbezugswert bewerteten Mahlzeit
bereits immer dann, wenn der Arbeitnehmer anl&sslich einer beruflich veranlassten Aus-
wartstatigkeit eine Verpflegungspauschale beanspruchen kann, weil er innerhalb der
Dreimonatsfrist nach § 9 Absatz 4a Satz 6 EStG nachweislich mehr als acht Stunden von
seiner Wohnung und der ersten Tatigkeitsstatte abwesend ist oder eine mehrtdgige Aus-
wartstatigkeit mit Ubernachtung vorliegt. Nach Ablauf der Dreimonatsfrist ist die Gestellung
einer Mahlzeit grundsatzlich als Arbeitslohn zu erfassen.
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Beispiel 43

Der Arbeitnehmer A nimmt auf Veranlassung seines Arbeitgebers an einem zweitégigen
Seminar mit Ubernachtung teil. Die Hotelrechnung ist auf den Arbeitgeber ausgestellt. Der
Arbeitgeber erstattet die vom Arbeitnehmer verauslagten Ubernachtungskosten von 100 €
incl. 20 € flr ein Fruhstuck mit der Reisekostenabrechnung des Arbeitnehmers. Die auf den
Arbeitgeber ausgestellte Rechnung des Seminarveranstalters hat der Arbeitgeber unmittelbar
bezahlt. Darin enthalten ist fir beide Seminartage jeweils ein fur derartige Veranstaltungen
typisches Mittagessen, dessen Preis in der Rechnung nicht gesondert ausgewiesen ist.

Der Arbeitnehmer A erhalt sowohl das Frihstiick als auch die beiden Mittagessen auf Veran-
lassung seines Arbeitgebers. Fir den An- und den Abreisetag steht ihm grundsétzlich jeweils
eine Verpflegungspauschale i. H. v. 14 € zu.

Obgleich der Preis der Mittagessen in der Rechnung des Seminarveranstalters nicht beziffert
ist, kann aufgrund der Art und Durchfiihrung der Seminarveranstaltung von einer tblichen
Bekdstigung ausgegangen werden, deren Preis 60 € nicht tibersteigt. Die Mahlzeiten sind
daher nicht als Arbeitslohn zu erfassen und die Verpflegungspauschale des Arbeitnehmers im
Hinblick auf die zur Verfiigung gestellten Mahlzeiten nach § 9 Absatz 4a Satz 8 EStG zu
kurzen (vgl. Rz. 73 ff.).

Eine vom Arbeitgeber oder auf dessen Veranlassung von einem Dritten abgegebene Mahlzeit
mit einem hoheren Preis als 60 € ist stets als Arbeitslohn zu erfassen. Das gilt auch dann,
wenn der Preis der Mahlzeit zwar nicht offen in Rechnung gestellt, nach dem Gesamtbild der
Umsténde aber als uniiblich i. S. d. 8 8 Absatz 2 Satz 8 EStG anzusehen ist und ein Wert der
Mahlzeit von mehr als 60 € unterstellt werden kann. Im Zweifel ist der Wert der Mahlzeit zu
schatzen. Eine unubliche Mahlzeit ist als Arbeitslohn zu erfassen, unabhangig davon, ob der
Arbeitnehmer fir die betreffende Auswartstatigkeit eine Verpflegungspauschale als
Werbungskosten geltend machen kann.

Beispiel 44

Der Arbeitnehmer A nimmt im Auftrag seines Arbeitgebers an einer eintagigen Podiums-
diskussion mit anschliefender Abendveranstaltung teil. Die auf den Arbeitgeber ausgestellte
Rechnung des Veranstalters hat der Arbeitgeber unmittelbar bezahlt. Darin enthalten sind die
Kosten fur ein Galadinner, das mit 80 € separat ausgewiesen ist. Der Arbeitnehmer ist mehr
als acht Stunden von seiner Wohnung und seiner ersten Tatigkeitsstatte abwesend. Der
Arbeitnehmer erhalt das Galadinner vom Veranstalter der Podiumsdiskussion auf Veran-
lassung seines Arbeitgebers. Angesichts der Kosten von mehr als 60 € ist von einem
Belohnungsessen auszugehen (uniubliche Bekdstigung gemaR 8 8 Absatz 2 Satz 8 EStG), so
dass die daflir berechneten 80 € als Arbeitslohn anzusetzen sind. Der Arbeitnehmer kann als
Werbungskosten eine ungekurzte Verpflegungspauschale i. H. v. 14 € geltend machen.
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Der Ansatz einer nach § 8 Absatz 2 Satz 8 EStG mit dem amtlichen Sachbezugswert bewer-
teten Mahlzeit als Arbeitslohn setzt voraus, dass es sich um eine tbliche Mahlzeit handelt und
der Arbeitnehmer keine Verpflegungspauschale beanspruchen kann; dies liegt regelmaRig
vor, wenn er nicht mehr als acht Stunden aufRerhalb seiner Wohnung und seiner ersten Tétig-
keitsstétte beruflich tatig ist oder die Dreimonatsfrist nach § 9 Absatz 4a Satz 6 EStG uber-
schritten ist.

Zahlt der Arbeitnehmer in diesen Fallen ein Entgelt fur die erhaltene Mahlzeit, mindert dieses
Entgelt den steuerpflichtigen geldwerten Vorteil. Es ist nicht zu beanstanden, wenn der
Arbeitgeber ein vereinbartes Entgelt flr die Mahlzeit im Rahmen der Lohnabrechnung
unmittelbar aus dem Nettoentgelt des Arbeitnehmers entnimmt. Ubersteigt das vom Arbeit-
nehmer gezahlte Entgelt den maligebenden Sachbezugswert oder entspricht es dem Sach-
bezugswert, verbleibt kein steuerpflichtiger geldwerter Vorteil. Der den Sachbezugswert
ubersteigende Betrag darf nicht als Werbungskosten abgezogen werden.

Gleiches gilt, wenn der Arbeitnehmer bei der Gestellung einer Mahlzeit auf Veranlassung des
Arbeitgebers ein zuvor vereinbartes Entgelt unmittelbar an den Dritten entrichtet. Es muss
sich hierbei aber um ein Entgelt des Arbeitnehmers handeln. Wird das vom Dritten in
Rechnung gestellte Entgelt zun&chst vom Arbeitnehmer verauslagt und diesem anschlief3end
vom Arbeitgeber erstattet, handelt es sich nicht um ein Entgelt des Arbeitnehmers. Das gilt
insbesondere fiir den auf den Arbeitgeber ausgestellten Rechnungsbetrag.

Beispiel 45

Der Arbeitnehmer A nimmt auf Veranlassung seines Arbeitgebers an einem zweitégigen
Seminar mit Ubernachtung teil. Die auf den Arbeitgeber ausgestellte Hotelrechnung von
100 € incl. 20 € fur ein Frihstiick wird zunéchst vom Arbeitnehmer bezahlt. Der Arbeitgeber
erstattet dem Arbeitnehmer die Ubernachtungskosten incl. Friihstiick mit der
Reisekostenabrechnung.

Im Hinblick auf die Rechnungsstellung und spatere Erstattung der Auslagen durch den
Arbeitgeber handelt es sich bei dem in der Hotelrechnung fiir das Frihstuick enthaltenen
Kostenanteil nicht um ein Entgelt des Arbeitnehmers. Da es sich bei den zur Verfligung
gestellten Mahlzeiten um Ubliche Mahlzeiten handelt, sind diese nicht als Arbeitslohn zu
erfassen; beim Werbungskostenabzug des Arbeitnehmers sind die Verpflegungspauschalen
entsprechend zu kiirzen (fiir den zweiten Tag zustehende Verpflegungspauschale um 5,60 €).

Beispiel 46

Der Arbeitnehmer A wird flr sechs Monate von seinem Arbeitgeber an einen Tochterbetrieb

im Inland entsandt. Fir die Zeit der Entsendung tGbernachtet der Arbeitnehmer wahrend der

Woche in einem Hotel in der N&he des Tochterbetriebs. Das Hotel stellt dem Arbeitgeber pro



Seite 35

72

73

Ubernachtung 70 € zuziiglich 10 € fuir ein Friihstiick in Rechnung, dass der Arbeitnehmer
zunachst verauslagt und dann im Rahmen der Reisekostenabrechnung von seinem Arbeit-
geber erstattet erhalt. Es liegt eine beruflich veranlasste Auswartstatigkeit vor. Der Arbeit-
nehmer erhalt das Frihstiick jeweils auf Veranlassung seines Arbeitgebers.

Fur die ersten drei Monate der Auswartstatigkeit stehen dem Arbeitnehmer arbeitstaglich
Verpflegungspauschalen zu. Da es sich bei den zur Verfligung gestellten Mahlzeiten um
ubliche Mahlzeiten handelt, sind diese nicht als Arbeitslohn zu erfassen und beim
Werbungskostenabzug des Arbeitnehmers die Verpflegungspauschalen entsprechend zu
kurzen.

Ab dem vierten Monat der Auswartstatigkeit stehen dem Arbeitnehmer keine Verpflegungs-
pauschalen mehr zu. Das Frinhstiick ist jeweils mit dem amtlichen Sachbezugswert als
Arbeitslohn zu erfassen, der nach § 40 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1a EStG pauschal besteuert
(vgl. dazu Rz. 94 ff.) werden kann.

Abwandlung

Sachverhalt wie voriges Beispiel. Allerdings zahlt der Arbeitnehmer A fr das Frihstiick
jeweils 3 €.

Das vom Arbeitnehmer A fiir das Frihstlick gezahlte Entgelt ist ab dem vierten Monat auf den
Sachbezugswert anzurechnen. Da das Entgelt hoher ist als der Sachbezugswert, unterbleibt
eine Besteuerung als Arbeitslohn. Der den Sachbezugswert (ibersteigende Betrag darf nicht
als Werbungskosten abgezogen werden.

Die Vorteile aus der Teilnahme des Arbeitnehmers an einer geschaftlich veranlassten Bewir-
tung i. S. d. 8§ 4 Absatz 5 Satz 1 Nummer 2 EStG gehdren nicht zum Arbeitslohn (R 8.1
Absatz 8 Nummer 1 LStR 2015). Entsprechendes gilt fiir die im ganz iberwiegend
eigenbetrieblichen Interesse des Arbeitgebers abgegebenen Mahlzeiten. Hierzu gehéren insbe-
sondere die Teilnahme an einem Arbeitsessen (R 19.6 Absatz 2 Satz 2 LStR 2015) sowie die
bei einer Ublichen Betriebsveranstaltung (8 19 Absatz 1 Satz 1 Nummer la EStG)
abgegebenen Mahlzeiten.

b) Kirzung der Verpflegungspauschalen, § 9 Absatz 4a Satz 8 bis 10 EStG

aa) Kirzung bei Mahlzeitengestellung

Der Arbeitnehmer kann fir ihm tatsachlich entstandene Mehraufwendungen fur Verpflegung
auf Grund einer beruflich veranlassten Auswartstatigkeit Verpflegungspauschalen als
Werbungskosten ansetzen oder in entsprechender Hohe einen steuerfreien Arbeitgeberersatz
erhalten. Die Hohe der Verpflegungspauschalen ist nach der Abwesenheitszeit des
Arbeitnehmers von seiner Wohnung und seiner ersten Tatigkeitsstatte gestaffelt. Das
Merkmal ,,tatséchlich entstandene* Mehraufwendungen bringt dabei zum Ausdruck, dass die
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Verpflegungspauschalen nicht mehr zum Ansatz kommen, soweit der Arbeitnehmer
wahrend seiner beruflichen Auswartstatigkeit durch den Arbeitgeber ,,verpflegt” wird. Eine
Prifungspflicht hinsichtlich der Hohe der tatsachlich entstandenen Aufwendungen besteht
nicht. Wird dem Arbeitnehmer von seinem Arbeitgeber oder auf dessen Veranlassung von
einem Dritten eine Mahlzeit zur Verfligung gestellt, wird der Werbungskostenabzug
tageweise gekdrzt, und zwar

e um 20 % fir ein Fruhstuck und
e um jeweils 40 % fur ein Mittag- und Abendessen

der fur die 24-stiindige Abwesenheit geltenden hochsten Verpflegungspauschale. Das ent-
spricht flr Auswartstatigkeiten im Inland einer Kirzung der jeweils zustehenden Verpfle-
gungspauschale um 5,60 € flr ein Frihstlick und jeweils 11,20 € flr ein Mittag- und
Abendessen. Diese typisierende, pauschale Kiirzung der Verpflegungspauschale ist
tagesbezogen und maximal bis auf 0 € vorzunehmen.

Eine Mahlzeit, die zur Kirzung der Verpflegungspauschale fuhrt, kann auch ein vom
Arbeitgeber zur Verfugung gestellter Imbiss z. B. belegte Brotchen, Kuchen und Obst sein.
Die z. B. auf Flugen gereichten kleinen Tuten mit Chips, Salzgebéack, Schokowaffeln,
Musliriegel oder bei anderen Anlassen zur Verfigung gestellte vergleichbare
Knabbereien und unbelegte Backwaren (BFH-Urteil vom 3. Juli 2019, VI R 36/17, BStBI
11 2020 S. XXX) erfullen nicht die Kriterien fur eine Mahlzeit. Sie fuhren zu keiner
Kirzung der Pauschalen. Eine feste zeitliche Grenze fiir die Frage, ob ein Fruhstuck,
Mittag- oder Abendessen zur Verfligung gestellt wird, gibt es nicht. Mal3stab fur die
Einordnung ist vielmehr, ob die zur Verfiigung gestellte Verpflegung an die Stelle einer der
genannten Mabhlzeiten tritt, welche Gblicherweise zu der entsprechenden Zeit eingenommen
wird.

Ob die vom Arbeitgeber zur Verfugung gestellte Mahlzeit vom Arbeitnehmer tatsachlich
eingenommen wird oder die Aufwendungen flr die vom Arbeitgeber gestellte Mahlzeit
niedriger sind als der jeweilige pauschale Kiirzungsbetrag, ist fur die Kurzung der
Verpflegungspauschalen unbeachtlich. Das Zurverftigungstellen einer Mahlzeit durch
den Arbeitgeber (oder auf dessen Veranlassung durch einen Dritten) i. S. von § 9
Absatz 4a Satz 8 EStG erfordert nicht, dass der Arbeitnehmer die Mahlzeit auch
tatsachlich einnimmt. Aus welchen Grinden der Arbeitnehmer eine ihm von seinem
Arbeitgeber zur Verfigung gestellte Mahlzeit nicht einnimmt, ist insoweit ebenfalls
unerheblich (BFH-Urteil vom 7. Juli 2020 - VI R 16/18, BStBI 11 S. XXX). Die gesetzlich
vorgeschriebene pauschale Kirzung unterbleibt nur, wenn der Arbeitgeber keine Mahlzeit
zur Verflgung stellt, z. B. weil er die entsprechende Mahlzeit abbestellt oder der Arbeit-
nehmer die Mahlzeit selbst veranlasst und bezahlt.
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Beispiel 47

Der Arbeitnehmer A ist von 9.00 Uhr bis 18.00 Uhr auswarts bei verschiedenen Kunden
beruflich tatig. In der Mittagspause kauft er sich eine Pizza und ein Wasser fiir 8 €.

Da A anlasslich einer eintagigen beruflichen Auswartstatigkeit mehr als acht Stunden von
seiner Wohnung abwesend ist, konnte er eine Verpflegungspauschale von 14 € beanspruchen.
Wirde A die Rechnung fiir die mittags verzehrte Pizza und das Wasser seinem Arbeitgeber
vorlegen und von diesem erstattet bekommen, kdnnte A neben 8 € Erstattungsbetrag nur noch
eine gekiirzte Verpflegungspauschale von 2,80 € (14 € -11,20 €) beanspruchen.

Bei der Hingabe von Essenmarken durch den Arbeitgeber im Rahmen einer beruflichen
Auswartstatigkeit des Arbeitnehmers, handelt es sich innerhalb der Dreimonatsfrist
nicht um eine vom Arbeitgeber gestellte Mahlzeit, sondern lediglich um eine
Verbilligung der vom Arbeitnehmer selbst veranlassten und bezahlten Mahlzeit.

Nach Ablauf der Dreimonatsfrist sind die an diese Arbeitnehmer ausgegebenen
Essenmarken (Essensgutscheine, Restaurantschecks) abweichend von R 8.1 Absatz 7
Nummer 4 Buchstabe a Satz 1 Doppelbuchstabe dd LStR 2015 mit dem mal3gebenden
Sachbezugswert zu bewerten. Der Ansatz des Sachbezugswerts setzt voraus, dass die
Ubrigen Voraussetzungen der R 8.1 Absatz 7 Nummer 4 Buchstabe a LStR 2015
vorliegen.

Beispiel 48

Der Arbeitnehmer A ist auf einer dreitéagigen Auswartstatigkeit. Der Arbeitgeber hat flr den
Arbeitnehmer in einem Hotel zwei Ubernachtungen jeweils mit Friihstiick sowie am
Zwischentag ein Mittag- und ein Abendessen gebucht und bezahlt. Der Arbeitnehmer A erhalt
vom Arbeitgeber keine weiteren Reisekostenerstattungen.

Der Arbeitgeber hat keinen geldwerten Vorteil flr die Mahlzeiten zu versteuern. Der Arbeit-
nehmer kann flr die Auswartstatigkeit folgende Verpflegungspauschalen als Werbungskosten
geltend machen:

Anreisetag: 14,00 €
Zwischentag: 28,00 €
Kurzung: Frihstlck -5,60 €
Mittagessen -11,20 €
Abendessen -11,20 €
verbleiben flr Zwischentag 0,00 €
Abreisetag: 14,00 €
Kirzung: Frihstuck  -5,60 €
verbleiben flr den Abreisetag 8,40 €
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Insgesamt abziehbar 22,40 €

Beispiel 49

Der Werbegrafiker W arbeitet von 10.00 Uhr bis 20.00 Uhr in seinem Biiro in B (erste
Tatigkeitsstatte), anschlielend fahrt er noch zu einem Geschaftstermin in C. Der Termin
erstreckt sich bis 3.00 Uhr des Folgetags. W kehrt um 4.30 Uhr in seine Wohnung zurick. Zu
Beginn des Geschaftstermins nimmt W an einem Abendessen teil, welches vom Arbeitgeber
des W bestellt und bezahlt wird.

W ist bei seiner beruflichen Tatigkeit mehr als acht Stunden auswarts tatig. Dass sich diese
Abwesenheit iber zwei Kalendertage ohne Ubernachtung erstreckt, ist unschadlich. Die
Abwesenheitszeiten werden zusammengerechnet und dem zweiten Kalendertag zugeordnet, da
an diesem Tag der Uberwiegende Teil der Abwesenheit stattgefunden hat. Die
Verpflegungspauschale von 14 € fir die berufliche Abwesenheit von mehr als acht Stunden
uber Nacht ist allerdings um 11,20 € zu kiirzen; dass die Mahlzeit am ersten Tag vom
Arbeitgeber gestellt wird und die Verpflegungspauschale dem Folgetag (Tag an dem die
Auswartstatigkeit endet) zuzuordnen ist, ist dabei unbeachtlich; dem Arbeitnehmer wird im
Zusammenhang mit der beruflichen Auswartstatigkeit, fur die er die Verpflegungspauschale
beanspruchen kann, eine Mahlzeit vom Arbeitgeber gestellt.

bb)  Kirzung bei teilweiser Kostenerstattung

Eine Kiirzung der Verpflegungspauschalen ist auch dann vorzunehmen, wenn der
Arbeitgeber die dem Arbeitnehmer zustehende Reisekostenvergiitung lediglich gekurzt
ausbezahlt. Nur ein fiir die Gestellung der Mahlzeit vereinbartes und vom Arbeitnehmer
tatsachlich gezahltes Entgelt mindert den Kiirzungsbetrag. Es ist hierbei nicht zu beanstanden,
wenn der Arbeitgeber das flr die Mahlzeit vereinbarte Entgelt unmittelbar aus dem Nettolohn
des Arbeitnehmers entnimmt. Gleiches gilt, wenn der Arbeitgeber das Entgelt mit der dem
Arbeitnehmer dienst- oder arbeitsrechtlich zustehenden Reisekostenerstattung verrechnet.

Beispiel 50

Der Arbeitnehmer A ist auf einer dreitéagigen Auswartstatigkeit. Der Arbeitgeber hat fir den
Arbeitnehmer A in einem Hotel zwei Ubernachtungen jeweils mit Friihstiick sowie am
Zwischentag ein Mittag- und ein Abendessen gebucht und bezahlt. Zusatzlich mdchte der
Arbeitgeber eine steuerfreie Reisekostenerstattung zahlen. Fir die vom Arbeitgeber
veranlassten und bezahlten Mahlzeiten soll jeweils der geltende Sachbezugswert (2020:
Fruhstlck jeweils 1,80 € und Mittag-/Abendessen jeweils 3,40 €) einbehalten werden.



sste3s  Der Arbeitgeber hat keinen geldwerten Vorteil fir die Mahlzeiten zu versteuern. Der Arbeit-
geber kann fur die Auswartstatigkeit hochstens noch folgende Betrage zusatzlich fir die Ver-
pflegung steuerfrei auszahlen:

Anreisetag: 14,00 €
Zwischentag: 28,00 €
Kurzung: Frihstick  -5,60 €

Mittagessen - 11,20 €

Abendessen  -11,20 €
verbleiben flir Zwischentag 0,00 €
Abreisetag: 14,00 €
Kirzung: Fruhstuck -5,60 €
verbleiben flr den Abreisetag 8,40 €
Insgesamt steuerfrei auszahlbar 22,40 €

Zahlt der Arbeitgeber angesichts der Mahlzeitengestellung nur eine (z. B. um die amtlichen
Sachbezugswerte flr zwei Frihsticke je 1,80 €, ein Mittagessen je 3,40 € und ein Abendessen
je 3,40 € zusammen also um 10,40 €) gekirzte steuerfreie Reisekostenerstattung von 12,00 €
an seinen Arbeitnehmer, kann der Arbeitnehmer die Differenz von 10,40 € als
Werbungskosten geltend machen. In diesem Fall hat der Arbeitnehmer einen
arbeitsrechtlichen Anspruch (nur) auf eine gekurzte Reisekostenerstattung.

Anreisetag: 14,00 €
Zwischentag: 28,00 €
Kirzung: Frihstuck  -5,60 €

Mittagessen -11,20 €
Abendessen -11,20 €

verbleiben flr Zwischentag 0,00 €
Abreisetag: 14,00 €
Kirzung: Frahstuck -5,60 €
verbleiben fir den Abreisetag 8,40 €
Insgesamt Verpflegungspauschalen 22,40 €

abzlglich steuerfreie Reisekostenerstattung - 12,00 €
verbleiben als Werbungskosten 10,40 €
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Behalt der Arbeitgeber die Sachbezugswerte (1,80 € + 3,40€ +3,40€ + 1,80 € =10,40€) z.
B. von den ungekiirzten Verpflegungspauschalen (14,00 € + 28,00 € + 14,00 € = 56 €) ein und
zahlt nur eine gekirzte Reisekostenerstattung von 45,60 € (56,00 € - 10,40 €) an den
Arbeitnehmer, kénnen ebenfalls héchstens 22,40 € steuerfrei erstattet werden. Der dariber
hinausgehende, vom Arbeitgeber ausgezahlte Betrag von 23,20 € (= 45,60 € - 22,40 €) ist
pauschal (nach § 40 Absatz 2 Satz 1 Nummer 4 EStG hdchstens bis zu 56,00 €) oder
individuell zu besteuern.

Zahlt der Arbeitgeber eine ungekrzte steuerfreie Reisekostenerstattung von 22,40 €, zieht
hiervon aber im Wege der Verrechnung ein Entgelt fir die gestellten Mahlzeiten in Hohe der
amtlichen Sachbezugswerte (1,80 € + 3,40 € + 3,40 € + 1,80 € = 10,40 €) ab, ist die Klrzung
der steuerlichen Verpflegungspauschalen um die verrechneten Entgelte zu kirzen, im
Gegenzug aber die steuerfreie Reisekostenerstattung von 22,40 € von den steuerlichen
Pauschalen abzuziehen. Zwar erhalt der Arbeitnehmer nur 12,00 € vom Arbeitgeber
ausgezahlt, dies ist aber wirtschaftlich die Differenz aus 22,40 € steuerfreie
Reisekostenerstattung und 10,40 € Entgelt fiir die gestellten Mahlzeiten. In diesem Fall hat
der Arbeitnehmer einen arbeitsrechtlichen Anspruch auf eine ungekirzte steuerfreie
Reisekostenerstattung, die der Arbeitgeber aber im Rahmen der Erflllung dieses
Erstattungsanspruchs mit seinem Anspruch auf das fir die Mahlzeiten vereinbarte Entgelt
aufrechnet. Die arbeitgeberinterne Verrechnung éndert nicht den wirtschaftlichen Charakter
oder die Anspruchsgrundlage der Reisekostenerstattung.

Anreisetag: 14,00 €
Zwischentag: 28,00 €
Kirzung: Frihstick -3,80 € (5,60 €-1,80%)

Mittagessen -7,80€(11,20€-3,40€)
Abendessen -7,80€(11,20€-3,40€)

verbleiben fir den Zwischentag 8,60 €
Abreisetag: 14,00 €

Kirzung: Frihstuck -3,80€ (5,60€-1,80¢€)

verbleiben flr den Abreisetag 10,20 €
Insgesamt Verpflegungspauschalen 32,80 €

abzlglich steuerfreie Reisekostenerstattung -22,40€

verbleiben als Werbungskosten 10,40 €
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Zahlt der Arbeitgeber eine ungekirzte Reisekostenerstattung von 56 € und zieht hiervon das
fur die Mahlzeiten vereinbarte Entgelt in Hohe der Sachbezugswerte im Wege der Ver-
rechnung ab (56,00 € - 10,40 € = 45,60 €), andert dies nichts an der Berechnung der dem
Arbeitnehmer steuerlich zustehenden Verpflegungspauschalen. In diesem Fall kénnen
ebenfalls 32,80 € steuerfrei erstattet werden. Der darlber hinausgehende, dem Arbeitnehmer
arbeitsrechtlich zustehende Erstattungsbetrag von 23,20 € (= 56,00 € - 32,80 €) ist pauschal
(nach 8 40 Absatz 2 Satz 1 Nummer 4 EStG hdchstens bis zu 56,00 €) oder individuell zu
besteuern.

Abwandlung 1
Wie Beispiel 50 Ausgangsfall, allerdings zahlt der Arbeitnehmer A fiir das Frihstick je 6 €
und flr das Mittag- und das Abendessen je 7 €.

Anreisetag: 14,00 €
Zwischentag: 28,00 €
Kirzung: Frihstick - 0,00 € (5,60 €-6,00 €)

Mittagessen -4,20€ (11,20€-7,00 €)
Abendessen -4,20€(11,20€-7,00 €)

verbleiben fir den Zwischentag 19,60 €
Abreisetag: 14,00 €

Kirzung:  Frihstick - 0,00 € (5,60 € - 6,00 €)

verbleiben flr den Abreisetag 14,00 €
Insgesamt steuerfrei auszahlbar 47,60 €

Abwandlung 2
Sachverhalt wie Beispiel 50 Ausgangsfall, allerdings zahlt der Arbeitnehmer fur die volle
Verpflegung am Zwischentag pauschal 19,00 €.

Anreisetag: 14,00 €
Zwischentag: 28,00 €

Kirzung: Tagesverpflegung
(28€-19¢€) -9,00 €

verbleiben fir den Zwischentag 19,00 €
Abreisetag: 14,00 €
Kirzung: Frihstuck -5,60 €
verbleiben fir den Abreisetag 8,40 €
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Insgesamt steuerfrei auszahlbar 41,40 €

Beispiel 51

Der Arbeitnehmer ist wahrend einer eintdgigen Auswartstatigkeit von 5.00 bis 22.00 Uhr
abwesend. Der Arbeitgeber stellt am Reisetag zwei Mahlzeiten (Mittag- und Abendessen)
zur Verfugung. Fur eintagige Auswartstatigkeiten erstattet der Arbeitgeber dem Arbeit-
nehmer einen Verpflegungsmehraufwand von 30,00 €.

Aufgrund der Kirzung der Verpflegungspauschale verbleibt kein steuerfreier
Reisekostenersatz flr Verpflegungsmehraufwendungen.

Verpflegungspauschale: 14,00 €
Kirzung: Mittagessen -11,20€

Abendessen -11,20€
verbleibt Verpflegungspauschale: 0,00 €

Die Erstattung des Verpflegungsmehraufwands durch den Arbeitgeber ist in Héhe von

30,00 € grundsatzlich steuerpflichtiger Arbeitslonn. Nach § 40 Absatz 2 Satz 1 Nummer 4
EStG kann der Arbeitgeber einen Betrag von 14,00 € (100 % des in § 9 Absatz 4a Satz 3
Nummer 2 EStG genannten Betrags) pauschal mit 25 % besteuern. Die verbleibenden 16,00 €
(30,00 € abziiglich 14,00 €) sind nach den persdnlichen Besteuerungsmerkmalen des
Arbeitnehmers individuell zu besteuern.

Zuzahlungen des Arbeitnehmers sind jeweils vom Kirzungsbetrag derjenigen Mahlzeit abzu-
ziehen, fur die der Arbeitnehmer das Entgelt zahlt. Ubersteigt das vom Arbeitnehmer fiir die
Mahlzeit gezahlte Entgelt den Kuirzungsbetrag, entfallt fir diese Mahlzeit die Kiirzung des
Werbungskostenabzugs. Eine Verrechnung etwaiger Uberzahlungen des Arbeitnehmers mit
Kirzungsbetragen fir andere Mahlzeiten ist nicht zulassig.

Beispiel 52

Der Arbeitnehmer A ist auf einer dreitéagigen Auswartstatigkeit. Der Arbeitgeber hat flr den
Arbeitnehmer in einem Hotel zwei Ubernachtungen jeweils mit Friihstiick sowie am
Zwischentag ein Mittag- und ein Abendessen gebucht und bezahlt. Der Arbeitnehmer A zahlt
fir das Mittag- und Abendessen je 12 €.

Anreisetag: 14,00 €
Zwischentag: 28,00 €
Kirzung: Frihstuck  -5,60 €
Mittagessen - 0,00 € (11,20 € - 12,00 €)
Abendessen - 0,00 € (11,20 €- 12,00 €)
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verbleiben fir den Zwischentag 22,40 €
Abreisetag: 14,00 €

Kirzung:  Frihstick  -5,60 €

verbleiben flr den Abreisetag 8,40 €
Insgesamt Verpflegungspauschalen 44,80 €

Die Kiirzung der Verpflegungspauschale ist auch dann vorzunehmen, wenn der Arbeitgeber
den amtlichen Sachbezugswert der Mahlzeit pauschal besteuert hat.

Beispiel 53

Der Arbeitnehmer A nimmt an einer eintagigen Fortbildungsveranstaltung teil. Der Arbeit-
geber hat fir den Arbeitnehmer A auf dieser Fortbildungsveranstaltung ein Mittagessen
gebucht und bezahlt. Der Arbeitgeber besteuert das Mittagessen nach § 40 Absatz 2 Satz 1
Nummer la EStG pauschal, da er keine Aufzeichnungen tber die Abwesenheit des Arbeit-
nehmers fuhrt. Der Arbeitnehmer A erhalt vom Arbeitgeber keine weiteren Reisekosten-
erstattungen.

Der A kann anhand seiner Bahntickets gegentiber dem Finanzamt nachweisen, dass er fir die
Fortbildung insgesamt zehn Stunden von seiner Wohnung und seiner ersten Tatigkeitsstatte
abwesend war. Er kann fiir die Fortbildung folgende Verpflegungspauschalen als Werbungs-
kosten abziehen:

eintagige Auswartstatigkeit: 14,00 €
Kirzung: 1x Mittagessen -11,20€
verbleiben als Verpflegungspauschale: 2,80 €

Erhalt der Arbeitnehmer steuerfreie Erstattungen fir Verpflegung vom Arbeitgeber, ist ein
Werbungskostenabzug insoweit ausgeschlossen.

Beispiel 54

Der Arbeitnehmer A ist auf einer dreitéagigen Auswartstatigkeit. Der Arbeitgeber hat fir den
Arbeitnehmer in einem Hotel zwei Ubernachtungen jeweils mit Friihstiick sowie am
Zwischentag ein Mittag- und ein Abendessen gebucht und bezahlt. Der Arbeitnehmer A erhalt
von seinem Arbeitgeber zusatzlich zu den zur Verfugung gestellten Mahlzeiten noch eine
steuerfreie Reisekostenerstattung flr Verpflegungsmehraufwendungen von 22,40 €.

Der Arbeitgeber muss keinen geldwerten Vorteil fiir die Mahlzeiten versteuern. Der A kann
fur die Auswartstatigkeit keine Verpflegungspauschalen als Werbungskosten geltend machen:
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Anreisetag: 14,00 €
Zwischentag: 28,00 €
Kirzung: Frihstuck  -5,60 €

Mittagessen -11,20€

Abendessen -11,20 €

verbleiben flir Zwischentag 0,00 €
Abreisetag: 14,00 €

Kirzung: Fruhstuck -5,60€

verbleiben flr den Abreisetag 8,40 €
Insgesamt Verpflegungspauschalen 22,40 €
abzlglich steuerfreie Reisekostenerstattung: - 22,40 €
verbleiben als Werbungskosten: 0,00 €

Verpflegungspauschalen sind immer zu kiirzen, wenn dem Arbeitnehmer eine Mahlzeit von
seinem Arbeitgeber oder auf dessen Veranlassung von einem Dritten zur Verfligung gestellt
wird (8 9 Absatz 4a Satz 8 EStG).

Die Verpflegungspauschale ist daher auch zu kiirzen, wenn der Arbeitnehmer an einer
geschaftlich veranlassten Bewirtung i. S. d. 8 4 Absatz 5 Satz 1 Nummer 2 EStG oder an
einem auRerhalb der ersten Téatigkeitsstatte gewéhrten Arbeitsessen (R 19.6 Absatz 2 Satz 2
LStR 2015) teilnimmt und der Arbeitgeber oder auf dessen Veranlassung ein Dritter die
Mahlzeit zur Verfugung stellt. Es kommt nicht darauf an, ob Vorteile aus der Gestellung
derartiger Mahlzeiten zum Arbeitslohn zéhlen.

Beispiel 55

Unternehmer U trifft sich am Samstagabend mit einigen Vertretern der Zulieferfirma Z in
einem Restaurant zum Essen, um mit diesen eine geschaftliche Kooperation zu erértern. An
dem Essen nehmen auch der Vertriebsleiter und der Leiter der Konstruktionsabteilung des U
teil. Jeder Teilnehmer erhalt ein Menl zum Preis von 55 € einschliellich Getrénke. Die
Mahlzeit am Samstagabend erhalten die Arbeitnehmer des U im Rahmen einer geschéftlich
veranlassten Bewirtung; sie gehort nicht zum Arbeitslohn. Sofern bei den Arbeitnehmern des
U die Voraussetzungen fur eine Verpflegungspauschale erflllt wéaren (z. B. weil sie mehr als
acht Stunden abwesend waren oder weil sie hach dem Restaurantbesuch auswartig tber-
nachtet haben), ware diese um 11,20 € zu kirzen.

Fir die Arbeitnehmer der Zulieferfirma Z handelt es sich ebenfalls um die Teilnahme an einer
geschaftlich veranlassten Bewirtung, die auch fir die Arbeitnehmer des Z keinen Arbeitslohn
darstellt. Sofern die Arbeitnehmer des Z die Voraussetzungen fiir eine Verpflegungspauschale
erflllen, ist bei diesen keine Kiirzung wegen der gestellten Mahlzeit vorzunehmen. Z selbst
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hat seinen Arbeitnehmern keine Mahlzeit gestellt. Da U das Essen gestellt hat, um
Geschaéftsbeziehungen zu Z zu knlpfen, ist das Merkmal: ,,ein Dritter auf Veranlassung des
Arbeitgebers* nicht gegeben.

Nimmt der Arbeitnehmer hingegen an der geschéftlich veranlassten Bewirtung durch einen
Dritten oder einem Arbeitsessen eines Dritten teil, fehlt es in aller Regel an einer durch den
Arbeitgeber zur Verfugung gestellten Mahlzeit; in diesem Fall sind die Verpflegungs-
pauschalen nicht zu kirzen.

Beispiel 56

Der Mitarbeiter einer deutschen Gesellschaft nimmt an einer Vertriebsveranstaltung im
Betriebssitz der italienischen Tochtergesellschaft teil (separate Firmierung). Die italienische
Gesellschaft tragt samtliche Kosten der Vertriebsveranstaltung (so z. B. Hotel, Essen, etc.).
Die Verpflegungspauschalen des Arbeitnehmers der deutschen Gesellschaft sind nicht zu
kurzen, weil ihm die Mahlzeiten nicht auf Veranlassung seines Arbeitgebers, sondern eines
Dritten (der italienischen Tochtergesellschaft) zur Verfligung gestellt werden.

Abwandlung

Die italienische Tochtergesellschaft belastet der deutschen Gesellschaft die Kosten flr den
Arbeitnehmer weiter.

In diesem Fall ist davon auszugehen, dass die dem Arbeitnehmer gestellten Mahlzeiten auf
Veranlassung des Arbeitgebers erfolgen, was zur gesetzlich vorgeschriebenen Kiirzung der
Verpflegungspauschalen fihrt.

Da die wahrend einer herkémmlichen Betriebsveranstaltung (§ 19 Absatz 1 Satz 1 Nummer
la EStG) abgegebenen Mahlzeiten in aller Regel durch den Arbeitgeber veranlasst sind,
gelten die in Rz. 90 dargestellten Grundsétze entsprechend, wenn die Betriebsveranstaltung
mit einer beruflichen Auswartstatigkeit verkntpft ist.

Die durch eine zusatzlich zur Betriebsveranstaltung veranlasste berufliche Auswartstatigkeit
entstehenden Fahrt- und Ubernachtungskosten sowie Verpflegungsmehraufwendungen sind
Reisekosten und kénnen als Werbungskosten beriicksichtigt oder in entsprechender Hohe als
steuerfreier Arbeitgeberersatz erstattet werden.

Die dem Arbeitgeber unmittelbar durch die Betriebsveranstaltung entstehenden Fahrt- und
Ubernachtungskosten sowie Verpflegungsaufwendungen sind nach den fiir die
Betriebsveranstaltung geltenden allgemeinen Grundsétzen steuerlich zu beurteilen.

Die Kurzung der Verpflegungspauschalen unterbleibt insoweit, als Mahlzeiten vom Arbeit-
geber zur Verfugung gestellt werden, deren Preis 60 € tbersteigt und die daher individuell zu
versteuern sind.



Seite 46

87

88

89

cc)  Minderung des Kirzungsbetrags, 8 9 Absatz 4a Satz 10 EStG

Hat der Arbeitnehmer fur die Mahlzeit ein Entgelt entrichtet, wird dieses Entgelt auf den
Kirzungsbetrag angerechnet. Es kommt insoweit auf das tatsachlich entrichtete Entgelt an,
nicht aber darauf, ob das Entgelt dem tatsachlichen Wert der Mahlzeit entsprochen oder der
Arbeitnehmer die Mahlzeit verbilligt erhalten hat.

Nimmt der Arbeitnehmer eine ihm vom Arbeitgeber zur Verfligung gestellte Mahlzeit
nicht ein, kann ihm der Arbeitgeber eine weitere gleichartige Mahlzeit nach den
Grundsatzen der Rz. 63 und 70 zur Verfigung stellen (arbeitsrechtliche Erstattung und
Belegvorlage beim Arbeitgeber). Fir die Betrachtung der 60 €-Grenze (Rz. 61 ff) sind
die Kosten beider Mahlzeiten zusammenzurechnen. Sofern der Arbeitnehmer fur eine
solche weitere vom Arbeitgeber gestellte Mahlzeit eine Zuzahlung zu leisten hat, kommt
eine Minderung des Kirzungsbetrags nach den Grundséatzen der Rz. 73 ff in Betracht.

Ein Werbungskostenabzug des Arbeitnehmers bei seiner Einkommensteuerveranlagung
durch die Vorlage von Belegen fur eine auf eigene Veranlassung eingenommene
Verpflegung anstelle der vom Arbeitgeber zur Verfligung gestellten Mahlzeit ist
ausgeschlossen. Hier bleibt es bei der typisierenden Kirzung der steuerlichen
Verpflegungspauschalen (8 9 Absatz 4a Satz 8 EStG).

Beispiel 57

Arbeitnehmer A verschlaft auf dem vom Arbeitgeber gebuchten Flug das Fruhstick. Nach
seiner Ankunft nimmt er ein Friuhstick zum Preis von 16 € im Flughafenrestaurant ein. Er
reicht die Fruhstticksrechnung beim Arbeitgeber ein und erhalt die Kosten in voller Hohe
erstattet. Damit wird auch das zweite Fruhstiick vom Arbeitgeber gestellt.

Die Verpflegungspauschale ist wie folgt zu berechnen:

Anreisetag 14,00 €
Kirzung fur gestelltes Fruhstiick insgesamt -5,60 €
verbleibende steuerfreie Verpflegungspauschale 8,40 €

Abwandlung 1

A reicht die Frahsticksrechnung beim Arbeitgeber ein, der verlangt nun allerdings fir das
zweite Frahstick von A ein Entgelt in Hohe von 6 €. Der Arbeitgeber verrechnet die
Kostenerstattung fur das zweite Frihstick mit dem geforderten Entgelt und erstattet den
Ubersteigenden Betrag von 10 €.

Anreisetag 14,00 €

Kurzung fur gestelltes Frihstiick (5,60€-6,00€) -0,00 €

verbleibende steuerfreie Verpflegungspauschale 14,00 €
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Abwandlung 2

A reicht die Fruhsticksrechnung beim Arbeitgeber ein, der verlangt nun fur das zweite
Frihsttick von A ein Entgelt in Hohe von 16 €. Der Arbeitgeber verrechnet die
Kostenerstattung fur das zweite Frihstick mit dem geforderten Entgelt in gleicher Hohe.

Anreisetag 14,00 €
Kirzung fur gestelltes Frihsttick (5,60 €-16,00€)-0,00 €
verbleibende steuerfreie Verpflegungspauschale 14,00 €
Beispiel 58

Der Arbeitnehmer A nimmt an einer von seinem Arbeitgeber gebuchten eintagigen
Fortbildungsveranstaltung von mehr als 8 Stunden Dauer teil. In der Tagungsgebuhr ist
ein Mittagessen zum Preis von 30 € enthalten. Der Arbeitnehmer A verzichtet auf die
Einnahme dieses Essens und nimmt stattdessen in der Mittagspause in einem
nahegelegenen Restaurant eine Mahlzeit zum Preis von 25 € ein, die ihm von seinem
Arbeitgeber gegen Einreichung der Rechnung vollstandig erstattet wird.

Verpflegungspauschale 14,00 €
Kirzung fur gestelltes Mittagessen (zum Preis von insgesamt 55 €) 11,20 €
verbleibende steuerfreie Verpflegungspauschale 2,80 €
Abwandlung

Der Preis der im Restaurant eingenommenen Mabhlzeit betragt 35 €, die der Arbeitgeber in
voller Héhe gegen Einreichung der Rechnung Gbernimmt.

Verpflegungspauschale 14,00 €

Eine Kirzung der Verpflegungspauschale unterbleibt, da der Preis fur die

gestellten Mittagessen (30 € + 35 €) insgesamt 60 € Ubersteigt. Die steuerfreie
Verpflegungspauschale betragt unverandert 14,00 €. Die vom Arbeitgeber getragenen
Aufwendungen fur die gestellten Mittagessen von 65 € sind steuerpflichtiger Arbeitslohn,
der mit einem Teilbetrag von 14 € nach § 40 Absatz 2 Satz 1 Nummer 4 EStG pauschal
besteuert werden kann.

dd) Ermittlung der Pauschalen bei gemischt veranlassten Veranstaltungen mit
Mabhlzeitengestellung

Bei gemischt veranlassten Reisen sind die entstehenden Kosten grundsétzlich in einen
beruflich veranlassten Anteil und einen den Kosten der Lebensfiihrung zuzurechnenden
Anteil aufzuteilen (vgl. BFH-Urteil vom 18. August 2005, VI R 32/03, BStBI 2006 11 S. 30).
Dies gilt auch fir die entstehenden Verpflegungsmehraufwendungen. Stellt der Arbeitgeber
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wahrend einer gemischt veranlassten Reise Mahlzeiten zur Verfligung, ist die gesetzlich
vorgeschriebene Kiirzung der Verpflegungspauschalen erst nach der Ermittlung des beruflich
veranlassten Teils der Verpflegungspauschalen vorzunehmen.

Beispiel 59

Der Arbeitnehmer A nimmt an einer einwdchigen vom Arbeitgeber organisierten und finan-
zierten Reise im Inland teil. Das Programm sieht morgens eine Fortbildungsmalinahme vor,
der Nachmittag steht flr touristische Aktivitaten zur Verfugung. Frihstiick und Abendessen
sind inklusive (Halbpension).

Folgende Auswirkungen ergeben sich durch die gemischte Veranlassung der Reise (bei einer
angenommenen Quote von 50 %) auf die steuerliche Berlicksichtigung des Verpfle-
gungsmehraufwands:

Die Verpflegungsmehraufwendungen sind - wie die Gbrigen Reisekosten - nur zu 50 %
beruflich veranlasst.

Anreisetag: 14,00 € x 50 % = 7,00 €

Kirzung: -11,20 €

verbleibt Verpflegungspauschale 0,00 €
5 Zwischentage je 28,00 € x 50 % = je 14,00 €

Kirzung je 5,60 € und je 11,20 € = je-16,80 €

verbleibt Verpflegungspauschale 5x0,00€= 0,00€
Abreisetag: 14,00 € x 50 % = 7,00 €

Klrzung: -5,60 €

verbleibt Verpflegungspauschale 1,40 €

c) Doppelte Haushaltsfihrung, § 9 Absatz 4a Satz 12 EStG

Die Verpflegungspauschalen gelten grundsatzlich auch fiir eine Ubergangszeit von drei
Monaten nachdem eine steuerlich anzuerkennende doppelte Haushaltsfiihrung begriindet
wurde (8 9 Absatz 4a Satz 12 EStG). Fir den Fall der Gestellung von Mahlzeiten durch den
Arbeitgeber oder auf dessen Veranlassung von einem Dritten bei der doppelten
Haushaltsfiihrung gelten die vorstehenden Ausflihrungen unter Rz. 61 bis 89 entsprechend.
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Beispiel 60

Der Arbeitnehmer A wird vom Stammsitz seines Arbeitgebers, wo er mit seiner Familie
wohnt, an einen 250 km entfernten Tochterbetrieb im Inland ohne zeitliche Begrenzung umge-
setzt. A behélt seinen Familienwohnsitz bei und tibernachtet wahrend der Woche in einem
Hotel in der Nahe des Tochterbetriebs. Das Hotel stellt dem Arbeitgeber pro Ubernachtung
50 € zuzuglich 10 € fur ein Fruhstiick in Rechnung, welche der Arbeitnehmer zunachst
verauslagt und dann von seinem Arbeitgeber erstattet erhalt.

Es liegt eine doppelte Haushaltsfiihnrung vor, da der Tochterbetrieb mit der zeitlich unbe-
grenzten Zuordnung zur ersten Tatigkeitsstatte des Arbeitnehmers wird. Fir die ersten drei
Monate der doppelten Haushaltsfiihrung gelten die Regelungen zur Gestellung von Mahl-
zeiten bei Auswartstatigkeit entsprechend. Nach Ablauf der Dreimonatsfrist sind dann die
Regeln der Gestellung von Mahlzeiten am Ort der ersten Tatigkeitsstatte anzuwenden.

In den ersten drei Monaten der doppelten Haushaltsfihrung unterbleibt folglich die Erfas-
sung des arbeitstaglichen Frihstiicks mit dem amtlichen Sachbezugswert als Arbeitslohn bei
gleichzeitiger Kiirzung der taglichen Verpflegungspauschalen um jeweils 5,60 €.

Nach Ablauf der ersten drei Monate ist fur das Fruhstlck ein geldwerter Vorteil in Hohe des
Sachbezugswertes anzusetzen (8 8 Absatz 2 Satz 8 EStG).

d) Bescheinigungspflicht ,,M*, 8 41b Absatz 1 Satz 2 Nummer 8 EStG

Hat der Arbeitgeber oder auf dessen Veranlassung ein Dritter dem Arbeitnehmer wahrend
seiner beruflichen Tatigkeit auBerhalb seiner Wohnung und seiner ersten Tatigkeitsstétte oder
im Rahmen einer doppelten Haushaltsfuhrung eine mit dem amtlichen Sachbezugswert zu
bewertende Mahlzeit zur Verfligung gestellt, muss im Lohnkonto der Gro3buchstabe ,,M*
aufgezeichnet und in der elektronischen Lohnsteuerbescheinigung bescheinigt werden. Zur
Erlduterung der mit dem GroRRbuchstaben ,,M* bescheinigten Mahlzeitengestellungen sind
neben den Reisekostenabrechnungen regelmaRig keine weiteren detaillierten Arbeitgeber-
bescheinigungen auszustellen.

Diese Aufzeichnungs- und Bescheinigungspflicht gilt unabhangig von der Anzahl der Mahl-
zeitengestellungen an den Arbeitnehmer im Kalenderjahr. Es kommt nicht darauf an, ob eine
Besteuerung der Mahlzeiten ausgeschlossen ist (8 8 Absatz 2 Satz 9 EStG) oder die Mahlzeit
pauschal nach § 40 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1la EStG oder individuell besteuert wurde. Im
Fall der Gewahrung von Mahlzeiten, die keinen Arbeitslohn darstellen oder deren Preis 60 €
Ubersteigt und die daher nicht mit dem amtlichen Sachbezugswert zu bewerten sind, besteht
keine Pflicht im Lohnkonto den GroRbuchstaben ,,M* aufzuzeichnen und zu bescheinigen.
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e) Pauschalbesteuerungsméglichkeit Gblicher Mahlzeiten, 8 40 Absatz 2 Satz 1
Nummer la EStG

Nach § 40 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1a EStG besteht bei Mahlzeiten die Mdglichkeit der
pauschalen Besteuerung mit 25 %, wenn
e diese dem Arbeitnehmer von seinem Arbeitgeber oder auf dessen Veranlassung von
einem Dritten wahrend einer auswaértigen Tatigkeit unentgeltlich oder verbilligt zur
Verfligung gestellt werden und
e deren Besteuerung nicht nach § 8 Absatz 2 Satz 9 EStG unterbleibt.

Die Pauschalbesteuerung kommt demnach in Betracht, wenn

e der Arbeitnehmer ohne Ubernachtung nicht mehr als acht Stunden auswarts titig ist,
e der Arbeitgeber die Abwesenheitszeit nicht Gberwacht, nicht kennt oder
e die Dreimonatsfrist nach 8 9 Absatz 4a Satz 6 EStG abgelaufen ist.

Beispiel 61

Der Arbeitnehmer A nimmt an einer halbtagigen auswartigen Seminarveranstaltung teil. Der
Arbeitgeber hat fir die teilnehmenden Arbeitnehmer neben dem Seminar auch ein
Mittagessen gebucht und bezahlt. Der Arbeitgeber besteuert das Mittagessen nach § 40
Absatz 2 Satz 1 Nummer l1a EStG pauschal mit 25 %, weil er keine Aufzeichnungen Uber die
Abwesenheitszeiten der Arbeitnehmer fuhrt.

Voraussetzung ist, dass es sich um tbliche Mahlzeiten handelt, die nach § 8 Absatz 2 Satz 8
EStG mit dem Sachbezugswert anzusetzen sind.

Nicht nach 8 40 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1a EStG pauschal besteuerbar sind somit sog.
Belohnungsessen mit einem Preis von mehr als 60 €.

Im Gberwiegend eigenbetrieblichen Interesse des Arbeitgebers abgegebene Mahlzeiten (z. B.
sog. Arbeitsessen oder bei Beteiligung von Arbeitnehmern an einer geschéftlich veranlassten
Bewirtung) kénnen nicht pauschal besteuert werden, da insoweit kein steuerpflichtiger
Arbeitslohn vorliegt.

Die Pauschalierungsmdglichkeit nach 8 40 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1a EStG gilt zudem nicht
fur die Gestellung von Mahlzeiten am Ort der ersten Tatigkeitsstatte im Rahmen einer
doppelten Haushaltsfiihrung; hier kommt allerdings eine Pauschalierung nach § 40 Absatz 2
Satz 1 Nummer 1 EStG in Betracht.



Seite 51

100

101

102

4. Unterkunftskosten

a) Unterkunftskosten bei einer doppelten Haushaltsfiihrung,
§ 9 Absatz 1 Satz 3 Nummer 5 EStG

aa) Vorliegen einer doppelten Haushaltsfihrung

Eine doppelte Haushaltsfiihrung liegt nur vor, wenn der Arbeitnehmer auBerhalb des Ortes
seiner ersten Téatigkeitsstétte einen eigenen Haushalt unterhélt (Hauptwohnung) und auch am
Ort der ersten Tatigkeitsstatte wohnt (Zweitwohnung). Die Anzahl der Ubernachtungen ist
unerheblich.

Das Vorliegen eines eigenen Hausstandes setzt neben dem Innehaben einer Wohnung aus
eigenem Recht als Eigentlimer oder Mieter bzw. aus gemeinsamen oder abgeleitetem Recht
als Ehegatte, Lebenspartner oder Lebensgeféahrte sowie Mitbewohner auch eine finanzielle
Beteiligung an den Kosten der Lebensfiihrung (laufende Kosten der Lebensfiihrung) voraus
(8 9 Absatz 1 Satz 3 Nummer 5 Satz 3 EStG). Es genugt nicht, wenn der Arbeitnehmer z. B.
im Haushalt der Eltern lediglich ein oder mehrere Zimmer unentgeltlich bewohnt oder wenn
dem Arbeitnehmer eine Wohnung im Haus der Eltern unentgeltlich zur Nutzung tberlassen
wird. Die finanzielle Beteiligung an den Kosten der Lebensfuihrung ist darzulegen und kann
auch bei volljahrigen Kindern, die bei ihren Eltern oder einem Elternteil wohnen, nicht
generell unterstellt werden. Eine finanzielle Beteiligung an den Kosten der Lebensfiihrung
mit Bagatellbetrégen ist nicht ausreichend. Betragen die Barleistungen des Arbeitnehmers
mehr als 10 % der monatlich regelméRig anfallenden laufenden Kosten der Lebensfiihrung
(z. B. Miete, Mietnebenkosten, Kosten flr Lebensmittel und andere Dinge des taglichen
Bedarfs) ist von einer finanziellen Beteiligung oberhalb der Bagatellgrenze auszugehen.
Liegen die Barleistungen darunter, kann der Arbeitnehmer eine hinreichende finanzielle
Beteiligung auch auf andere Art und Weise darlegen. Bei Ehegatten oder Lebenspartnern mit
den Steuerklassen 111, 1V oder V kann eine finanzielle Beteiligung an den Kosten der
Lebensflihrung ohne entsprechenden Nachweis unterstellt werden (vgl. auch Rz. 113).

Eine Hauptwohnung i. S. d. 8 9 Absatz 1 Satz 3 Nummer 5 Satz 2 EStG ist am Ort der
ersten Tatigkeitsstatte belegen, wenn der Steuerpflichtige von dieser Wohnung seine
erste Tatigkeitsstatte in zumutbarer Weise taglich erreichen kann. Eine Fahrzeit von bis
zu einer Stunde je Wegstrecke unter Zugrundelegung individueller
Verkehrsverbindungen und Wegezeiten kann in der Regel als zumutbar angesehen
werden (vgl. BFH-Urteil vom 16. November 2017, VI R 31/16, BStBI 2018 11 S. 404). Aus
Vereinfachungsgrinden kann fiir die Frage, ob die Hauptwohnung am Ort der ersten
Tatigkeitsstatte belegen ist oder nicht, z. B. wenn sie innerhalb derselben politischen
Gemeinde, Stadt oder in deren unmittelbaren Umkreis liegen, die Entfernung der
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kirzesten StralRenverbindung (8 9 Absatz 1 Satz 3 Nummer 4 Satz 4 EStG) zwischen
Hauptwohnung und erster Tatigkeitsstatte herangezogen werden. Betragt die
Entfernung zwischen Hauptwohnung und erster Tatigkeitsstatte mehr als 50 km, ist
davon auszugehen, dass sich die Hauptwohnung auRerhalb des Ortes der ersten
Tatigkeitsstatte befindet.

Eine Zweitwohnung oder -unterkunft in der N&he des Ortes der ersten Tatigkeitsstatte
steht einer Zweitwohnung am Ort der ersten Tatigkeitsstatte gleich. Aus
Vereinfachungsgrinden kann davon ausgegangen werden, dass die Zweitwohnung noch
am Ort der ersten Tatigkeitstatte belegen ist, wenn die Entfernung der kirzesten
StralRenverbindung (8 9 Absatz 1 Satz 3 Nummer 4 Satz 4 EStG) zwischen
Zweitwohnung oder -unterkunft und erster Tatigkeitsstatte nicht mehr als 50 km
betragt. Liegt die Zweitwohnung mehr als 50 km von dem Ort der ersten
Tatigkeitsstatte entfernt, ist zu prifen, ob die erste Tatigkeitsstatte von der
Zweitwohnung oder -unterkunft noch in zumutbarer Weise taglich erreicht werden
kann. Eine Fahrzeit von bis zu einer Stunde je Wegstrecke unter Zugrundelegung
individueller Verkehrsverbindungen und Wegezeiten ist dabei als zumutbar anzusehen
(BFH-Urteil vom 19. April 2012, VI R 59/11, BStBI 11 S. 833).

bb)  Berufliche Veranlassung

Das Beziehen der Zweitwohnung oder -unterkunft muss aus beruflichen Griinden erforderlich
sein. Das ist insbesondere der Fall, wenn dadurch die Fahrtstrecke oder Fahrzeit zur
ersten Tatigkeitsstatte wesentlich verkurzt wird. Aus Vereinfachungsgriinden kann von
einer beruflichen Veranlassung des Beziehens der Zweitwohnung oder -unterkunft
ausgegangen werden, wenn die kiirzeste StralRenverbindung von der Zweitwohnung oder -
unterkunft zur ersten Tatigkeitsstatte weniger als die Halfte der kiirzesten StraRenverbindung
zwischen der Hauptwohnung (Mittelpunkt der Lebensinteressen) und der ersten
Tatigkeitsstatte betragt oder die Fahrzeit zur ersten Tatigkeitsstatte fur eine Wegstrecke
halbiert wird. Sind die Voraussetzungen dieser Vereinfachungsregelung nicht erfullt, ist
das Vorliegen einer beruflich veranlassten doppelten Haushaltsfihrung auf andere
Weise anhand der konkreten Umsténde des Einzelfalles darzulegen.

Beispiel 62

Der Arbeitnehmer A hat seine Hauptwohnung in B und in C seine erste Tatigkeitsstéatte.
Die Entfernung von B (Hauptwohnung) nach C betragt 100 km und die Fahrzeit mit dem
ICE 50 Minuten. Der Arbeitnehmer nimmt sich in Z eine Zweitwohnung. Die Entfernung
von dieser Zweitwohnung in Z nach C (erste Tatigkeitsstatte) betragt 30 km.
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Auf Grund der Entfernung von mehr als 50 km zwischen Hauptwohnung und erster
Tatigkeitsstatte liegt die Hauptwohnung nicht am Ort der ersten Tatigkeitsstatte (vgl. Rz.
102). Eine Priufung, der Fahrzeit zwischen Hauptwohnung und erster Tatigkeitsstatte ist
nicht erforderlich. Die Zweitwohnung in Z liegt 30 km entfernt und damit noch am Ort der
ersten Tatigkeitsstatte. Es liegt daher eine doppelte Haushaltsfiihrung vor. Da die kirzeste
Stralenverbindung von der Zweitwohnung zur ersten Tatigkeitsstatte (30 km) auch weniger
als die Halfte der StraRenverbindung zwischen Hauptwohnung in B und erster
Tatigkeitsstatte betragt (1/2 von 100 km = 50 km), kann auch von einer beruflichen
Veranlassung der doppelten Haushaltsfihrung ausgegangen werden.

Abwandlung 1

Die Entfernung von B (Hauptwohnung) zur ersten Tatigkeitsstatte betragt 56 km und die
Fahrzeit 65 Minuten. Die Zweitwohnung in Z ist 30 km von der ersten Tatigkeitsstatte
entfernt und die tagliche Fahrzeit betragt 25 Minuten.

Auf Grund der Entfernung von mehr als 50 km zwischen Hauptwohnung und erster
Tatigkeitsstatte liegt die Hauptwohnung nicht am Ort der ersten Tatigkeitsstatte (vgl. Rz.
102). Eine weitergehende Prufung der Fahrzeit zwischen Hauptwohnung und erster
Tatigkeitsstatte ist nicht erforderlich. Die Zweitwohnung in Z liegt 30 km entfernt und
damit noch am Ort der ersten Tatigkeitsstatte. Es liegt daher eine doppelte
Haushaltsfihrung vor. Zwar betragt die kiirzeste Straenverbindung von der
Zweitwohnung zur ersten Tatigkeitsstatte (30 km) mehr als die Halfte der kiirzesten
Straenverbindung zwischen Hauptwohnung und erster Tatigkeitsstatte (28 km).
Allerdings kann A darlegen, dass sich die Fahrzeit zur ersten Tatigkeitsstatte von der
Zweitwohnung um mehr als die Halfte und damit wesentlich verkurzt (Fahrzeit 25
Minuten); daher kann gleichwohl von einer beruflichen Veranlassung der doppelten
Haushaltsfihrung ausgegangen werden.

Abwandlung 2

Die Entfernung von B (Hauptwohnung) nach C betragt 250 km. Die Zweitwohnung in Z ist
60 km von der ersten Tatigkeitsstatte entfernt. A legt den Weg mit einer ginstigen
Zugverbindung taglich in jeweils 40 Minuten zurick.

Die Hauptwohnung liegt mehr als 50 km von der ersten Tatigkeitsstatte entfernt und damit
aullerhalb des Orts der ersten Tatigkeitsstatte. Die Zweitwohnung dient, auch wenn sie
mehr als 50 km von der ersten Tatigkeitsstatte entfernt liegt, noch dem Wohnen am Ort der
ersten Tatigkeitsstatte, weil A von der Zweitwohnung aus seine erste Tatigkeitsstatte mit
dem von ihm genutzten Verkehrsmittel in zumutbarer Weise taglich erreichen kann, da die
Fahrzeit weniger als eine Stunde betragt. Es liegt daher eine doppelte Haushaltsfiihrung
vor. Die doppelte Haushaltsfiihrung ist auch beruflich veranlasst, da die kiirzeste
Strallenverbindung zwischen der Zweitwohnung und der ersten Tatigkeitsstéatte weniger als
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die Halfte der kiirzesten StraRenverbindung zwischen der Hauptwohnung und der ersten
Tatigkeitsstatte betragt.

Abwandlung 3

Die Entfernung von B (Hauptwohnung) nach C betragt 150 km und die Fahrzeit mit dem
ICE 90 Minuten. Die Zweitwohnung in Z ist 74 km von der ersten Tatigkeitsstatte entfernt
und die Fahrzeit betragt 65 Minuten je Wegstrecke.

Auf Grund der Entfernung von mehr als 50 km zwischen Hauptwohnung und erster
Tatigkeitsstatte liegt die Hauptwohnung nicht am Ort der ersten Tatigkeitsstatte (vgl.

Rz. 102). Da die Entfernung von der Zweitwohnung in Z zur ersten Tatigkeitstatte in C
mehr als 50 km betragt und die erste Tatigkeitsstatte in C auch nicht innerhalb einer
Fahrzeit von einer Stunde erreicht werden kann, liegt keine doppelte Haushaltsflihrung
vor.

cc)  Ehegatten/Lebenspartner

Fir Ehegatten/Lebenspartner mussen die VVoraussetzungen der Rz. 100 — 104 jeweils
gesondert erfullt sein, um fur jeden von ihnen die beruflich veranlasste doppelte
Haushaltsfihrung anerkennen zu kénnen.

dd) Ho6he der Unterkunftskosten

Als Unterkunftskosten flr eine doppelte Haushaltsfiihrung im Inland werden die dem Arbeit-
nehmer tatséchlich entstandenen Aufwendungen fur die Nutzung der Wohnung oder Unter-
kunft hdchstens bis zu einem nachgewiesenen Betrag von 1.000 € im Monat (H6chstbetrag)
anerkannt. Die Prufung der Notwendigkeit und Angemessenheit entfallt; auch auf die Zahl der
Wohnungsbenutzer (Angehdrige) kommt es nicht an.

Steht die Zweitwohnung oder -unterkunft im Eigentum des Arbeitnehmers, sind die tatsach-
lichen Aufwendungen (z. B. AfA, Schuldzinsen, Reparaturkosten, Nebenkosten) bis zum
Hochstbetrag von 1.000 € monatlich zu berlicksichtigen. Insoweit gelten die Grundsatze der
BFH-Rechtsprechung (vgl. BFH-Urteil vom 3. Dezember 1982, VI R 228/80, BStBI 1983 Il
S. 467) weiter.

Der Hochstbetrag umfasst samtliche entstehenden Aufwendungen wie Miete, Betriebskosten,
Kosten der laufenden Reinigung und Pflege der Zweitwohnung oder -unterkunft,
Zweitwohnungsteuer, Rundfunkbeitrag, Miet- oder Pachtgebuhren fir Kfz-Stellplatze,
Aufwendungen fiir Sondernutzung (wie Garten), die vom Arbeitnehmer selbst getragen
werden, nicht jedoch Aufwendungen fur Hausrat, Einrichtungsgegenstande oder
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Arbeitsmittel, mit denen die Zweitwohnung ausgestattet ist. Aufwendungen fur die
erforderliche Einrichtung und Ausstattung der Zweitwohnung, soweit sie nicht
Uberhoht sind, kdnnen als sonstige notwendige Mehraufwendungen der doppelten
Haushaltsfihrung bericksichtigt werden (BFH-Urteil vom 4. April 2019, VI R 18/17,
BStBI 11 S. 449). Ubersteigen die Anschaffungskosten des Arbeitnehmers fiir
Einrichtung und Ausstattung der Zweitwohnung (ohne Arbeitsmittel) insgesamt nicht
den Betrag von 5.000 € einschliel3lich Umsatzsteuer, ist aus Vereinfachungsgrinden
davon auszugehen, dass es sich um notwendige Mehraufwendungen der doppelten
Haushaltsfihrung handelt. Wird die Zweitwohnung oder -unterkunft mébliert angemietet,
Uberschreitet die Miete den HOchstbetrag und enthalt der Mietvertrag keine Aufteilung
der Miete fiir die Uberlassung der Wohnung und der Einrichtung und Ausstattung, ist
die Miete im Schatzwege aufzuteilen (BFH-Urteil vom 4. April 2019, VI R 18/17, BStBI
11 S. 449). Aufwendungen fur einen separat angemieteten Garagenstellplatz sind in den
Hdchstbetrag einzubeziehen und kdnnen nicht als ,,sonstige” notwendige Mehraufwendungen
zusatzlich berticksichtigt werden. Maklerkosten, die fur die Anmietung einer Zweitwohnung
oder -unterkunft entstehen, sind als Umzugskosten zusétzlich als Werbungskosten abziehbar
(R 9.9 Absatz 2 LStR 2015) oder vom Arbeitgeber steuerfrei erstattbar. Sie sind nicht in die
Hochstbetragsberechnung mit einzubeziehen.

Bei Beendigung der doppelten Haushaltsfuhrung ist eine Vorfalligkeitsentschadigung
wegen vorzeitiger Ablésung einer Grundschuld aufgrund der VeraufRerung der
Zweitwohnung nicht als Werbungskosten zu bertcksichtigen (vgl. BFH-Urteil vom

3. April 2019, VI R 15/17, BStBI 11 S. 446).

Bei der Anwendung des Hochstbetrags ist grundsatzlich § 11 EStG zu beachten. Soweit der
monatliche Hochstbetrag von 1.000 € nicht ausgeschopft wird, ist eine Ubertragung des nicht
ausgeschopften Volumens in andere Monate des Bestehens der doppelten Haushaltsfuihrung
im selben Kalenderjahr mdglich. Erhalt der Arbeitnehmer Erstattungen z. B. fur Nebenkosten,
mindern diese Erstattungen im Zeitpunkt des Zuflusses die Unterkunftskosten der doppelten
Haushaltsfihrung.

Ein hdusliches Arbeitszimmer in der Zweitwohnung am Ort der ersten Tatigkeitsstatte ist bei
der Ermittlung der anzuerkennenden Unterkunftskosten nicht einzubeziehen; der Abzug der
hierauf entfallenden Aufwendungen richtet sich nach 8 4 Absatz 5 Satz 1 Nummer 6b EStG
(vgl. BFH-Urteil vom 9. August 2007, VI R 23/05, BStBI 2009 11 S. 722).

Der Hochstbetrag nach 8 9 Absatz 1 Satz 3 Nummer 5 Satz 4 EStG in H6he von 1.000 € ist
ein Monatsbetrag, der nicht auf einen Kalendertag umzurechnen ist und grundsétzlich fur jede
doppelte Haushaltsfuhrung des Arbeitnehmers gesondert gilt. Beziehen mehrere berufstatige
Arbeitnehmer (z. B. beiderseits berufstatige Ehegatten, Lebenspartner, Lebensgeféahrten,
Mitglieder einer Wohngemeinschaft) am gemeinsamen Beschéftigungsort eine gemeinsame
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Zweitwohnung, handelt es sich jeweils um eine doppelte Haushaltsfuihrung, so dass jeder
Arbeitnehmer den Hochstbetrag fur die tatsachlich von ihm getragenen Aufwendungen
jeweils fir sich beanspruchen kann.

Beispiel 63

Die beiderseits berufstatigen Ehegatten bewohnen an ihrem Beschaftigungsort in M (jeweils
Ort der ersten Tatigkeitsstatte) gemeinsam eine méblierte Unterkunft. IThren Hausstand sowie
ihren Lebensmittelpunkt haben die Eheleute nachweislich im eigenen Einfamilienhaus in B.
Die Aufwendungen fir die Nutzung der Unterkunft am Beschaftigungsort betragen inklusive
samtlicher Nebenkosten 1.100 € im Monat. Diese werden auf Grund gemeinsamer
Verpflichtung von beiden Ehegatten zu gleichen Anteilen gezahlt.

Die tatsachlichen Aufwendungen fir die Nutzung der Unterkunft kdnnen bei jedem Ehegatten
jeweils in Hohe von 550 € angesetzt werden.

Beispiel 64

Der Arbeitnehmer A bewohnt am Ort seiner ersten Tatigkeitsstatte in M eine Zweitwohnung.
Die Aufwendungen fur die Nutzung dieser Unterkunft (Miete, inklusive samtlicher berticksich
tigungsfahiger Nebenkosten) betragen bis zum 30. Juni monatlich 990 €. Ab 1. Juli wird die
Miete um 30 € erhoht, so dass ab diesem Zeitpunkt die monatlichen Aufwendungen fir die
Nutzung der Unterkunft 1.020 € betragen.

In den Monaten Januar bis Juni kdnnen die Aufwendungen fir die Nutzung der Unterkunft in
voller Hohe vom Arbeitgeber steuerfrei erstattet bzw. von A als Werbungskosten geltend
gemacht werden.

Ab Juli ist grundsatzlich die Beschrankung auf den Hochstbetrag von 1.000 € zu beachten.
Die den Hochstbetrag tbersteigenden Aufwendungen von monatlich 20 € kénnen allerdings
mit dem noch nicht aufgebrauchten Hochstbetragsvolumen der Monate Januar - Juni (6 x 10
€ = 60 €) verrechnet und insoweit steuerfrei erstattet oder als Werbungskosten geltend
gemacht werden.

Bei doppelter Haushaltsfiihrung im Ausland sind die Aufwendungen in tatsdchlicher Hohe
notwendig, soweit sie die ortsubliche Miete fir eine nach Lage und Ausstattung
durchschnittliche Wohnung am Ort der ersten Tatigkeitsstatte mit einer Wohnflache bis zu 60
gm nicht Gberschreiten.

ee)  Steuerfreie Erstattung durch den Arbeitgeber und Werbungskostenabzug

Fur den steuerfreien Arbeitgeberersatz kann der Arbeitgeber bei Arbeitnehmern mit den
Steuerklassen 11, 1V oder V ohne Weiteres unterstellen, dass sie einen eigenen Hausstand
haben, an dem sie sich auch finanziell beteiligen. Bei anderen Arbeitnehmern darf der
Arbeitgeber einen eigenen Hausstand nur dann anerkennen, wenn sie schriftlich erklaren, dass
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sie neben einer Zweitwohnung oder -unterkunft am Beschéftigungsort auf3erhalb des
Beschaftigungsortes einen eigenen Hausstand unterhalten, an dem sie sich auch finanziell
beteiligen. Die Kosten der Zweitwohnung oder -unterkunft am Ort der ersten Téatigkeitsstétte
im Inland kénnen weiterhin vom Arbeitgeber pauschal steuerfrei erstattet werden (R 9.11
Absatz 10 Satz 7 Nummer 3 LStR 2015).

Der Arbeitnehmer hat das VVorliegen einer doppelten Haushaltsfiihrung und die finanzielle
Beteiligung an der Haushaltsfilhrung am Ort des eigenen Hausstands grundsatzlich in seiner
Einkommensteuererklarung darzulegen. Bei Arbeitnehmern, die mit ihrem Ehegatten oder
Lebenspartner einen gemeinsamen Haushalt fihren, kann eine finanzielle Beteiligung
an den Kosten der Lebensflihrung ohne entsprechenden Nachweis unterstellt werden
(vgl. auch Rz. 101). Kosten der Zweitwohnung oder -unterkunft sind fiir die
Berlcksichtigung als Werbungskosten grundsatzlich im Einzelnen nachzuweisen; sie kdnnen
geschatzt werden, wenn sie dem Grunde nach zweifelsfrei entstanden sind (vgl. BFH-Urteil
vom 12. September 2001, VI R 72/97, BStBI Il S. 775).

b) Unterkunftskosten bei einer Auswartstatigkeit, § 9 Absatz 1 Satz 3
Nummer 5a EStG

Als Werbungskosten abzugsfahig sind Unterkunftskosten bei einer Auswartstatigkeit. Hierbei
muss es sich um notwendige Mehraufwendungen eines Arbeitnehmers fir beruflich veran-
lasste Ubernachtungen an einer Tatigkeitsstatte handeln, die nicht erste Tatigkeitsstatte ist.

aa) Berufliche Veranlassung

Die berufliche Veranlassung ist gegeben, wenn der Arbeitnehmer auf Weisung des Arbeit-
gebers so gut wie ausschlieBlich betrieblich bzw. dienstlich unterwegs ist. Dies ist zum
Beispiel der Fall, wenn der Arbeitnehmer einen Kunden besucht. Erledigt der Arbeitnehmer
im Zusammenhang mit der beruflich veranlassten Auswaértstatigkeit auch in einem mehr als
geringfugigen Umfang private Angelegenheiten, sind die beruflich veranlassten von den
privat veranlassten Aufwendungen zu trennen (vgl. BFH-Beschluss vom 21. September 2009,
GrS 1/06, BStBI 2010 11 S. 672). Ist das nicht - auch nicht durch Schatzung - moglich,
gehdren die gesamten Aufwendungen zu den nach 8§ 12 EStG nicht abziehbaren
Aufwendungen fiir die Lebensfiihrung.

bb)  Unterkunftskosten

Unterkunfts- bzw. Ubernachtungskosten sind die tatsachlichen Aufwendungen fiir die per-
sonliche Inanspruchnahme einer Unterkunft zur Ubernachtung. Hierzu zihlen zum Beispiel
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Kosten fur die Nutzung eines Hotelzimmers, Mietaufwendungen fur die Nutzung eines (ggf.
mdblierten) Zimmers oder einer Wohnung sowie Nebenleistungen (z. B. Kultur- und Touris-
musforderabgabe, Kurtaxe/Fremdenverkehrsabgabe, bei Auslandsiibernachtungen die beson-
dere Kreditkartengebuhr bei Zahlungen in Fremdwahrungen). Als Werbungskosten kénnen
lediglich die tatsachlich entstandenen Ubernachtungskosten und keine Pauschalen abgezogen
werden.

Kosten fur Mahlzeiten gehéren zu den Aufwendungen des Arbeitnehmers fir die Verpflegung
und sind nur nach Mal3gabe des § 9 Absatz 4a EStG abziehbar. Wird durch Zahlungsbelege
nur ein Gesamtpreis fir Unterkunft und Verpflegung nachgewiesen und l&sst sich der Preis
fiir die Verpflegung nicht feststellen (z. B. Tagungspauschale), so ist dieser Gesamtpreis zur
Ermittlung der Ubernachtungskosten zu kiirzen. Als Kiirzungsbetrage sind dabei

e fiir Fruhstuck 20 %,
o fir Mittag- und Abendessen jeweils 40 %

der fur den Unterkunftsort magebenden Verpflegungspauschale bei einer Auswartstatigkeit
mit einer Abwesenheitsdauer von mindestens 24 Stunden anzusetzen.

Beispiel 65

Der Arbeitnehmer A ibernachtet wahrend einer zweitagigen inlandischen Auswartstatigkeit
im Hotel. Die Rechnung des Hotels ist auf den Namen des Arbeitgebers ausgestellt. Das Hotel
rechnet eine Ubernachtung mit Friihstiick wie folgt ab:

Pauschalarrangement 70 €

Der Arbeitgeber hat folgende Méglichkeiten:

Zur Ermittlung der Ubernachtungskosten kann der Gesamtpreis um 5,60 € (20 % von 28 €
far die auf das Fruhstiick entfallenden anteiligen Kosten) gekurzt werden. Der
verbleibende Betrag von 64,40 € kann vom Arbeitgeber dann als Ubernachtungskosten
steuerfrei erstattet werden. Fir den An- und Abreisetag stehen dem Arbeitnehmer Verpfle-
gungspauschalen von insgesamt 28 € (je 14 € fiir den An- und Abreisetag) zu. Die Verpfle-
gungspauschale fir den Abreisetag ist nicht zu kiirzen (um 5,60 € fur das Frihstlck), wenn
der Arbeitgeber dem Arbeitnehmer lediglich die 64,40 € als Ubernachtungskosten erstattet.
Insgesamt kann der Arbeitgeber somit 92,40 € steuerfrei erstatten (64,40 € Unterkunft plus
28 € Verpflegung).

Erstattet der Arbeitgeber dem Arbeitnehmer hingegen den Gesamtpreis von 70 € (also
einschlieBlich Frihstick) sind die Verpflegungspauschalen zu kiirzen auf einen Betrag von
22,40 € fur Verpflegung (28 € Verpflegungspauschalen — 5,60 € Kirzung flr ein Fruhstuck).
Insgesamt kann der Arbeitgeber somit 92,40 € steuerfrei erstatten (70 € Unterkunft und
Frihstuck plus 22,40 € Verpflegung).

Die Berechnungen fihren somit zum gleichen Ergebnis, egal von welchem Betrag der
pauschale Einbehalt bzw. die pauschale Kiirzung erfolgt.
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Abwandlung

Die Rechnung des Hotels ist auf den Namen des Arbeitnehmers ausgestellt.

Auch in diesem Fall kann der Arbeitgeber insgesamt hochstens 92,40 € steuerfrei erstatten
(64,40 € Unterkunft plus 28 € Verpflegung).

Beispiel 66

Der Arbeitnehmer A ibernachtet wahrend einer zweitagigen Auswartstatigkeit im Hotel. Die
Rechnung ist auf den Namen des Arbeitgebers ausgestellt. Das Hotel rechnet eine Uber-
nachtung mit Fruhstiick wie folgt ab:

Ubernachtung 60 €

Frihstick 10€

Die ausgewiesenen Ubernachtungskosten von 60 € kdnnen vom Arbeitgeber steuerfrei
erstattet werden. Fur den An- und Abreisetag stiinden dem Arbeitnehmer zusatzlich auch
noch Verpflegungspauschalen von 28 € (je 14 € fur den An- und Abreisetag) zu. Die Ver-
pflegungspauschale flr den Abreisetag ist nicht zu kiirzen, wenn der Arbeitgeber dem Arbeit-
nehmer lediglich die 60 € Ubernachtungskosten erstattet.

Erstattet der Arbeitgeber hingegen auch den Betrag von 10 € flir das Frihstick, ist die
Verpflegungspauschale fiir den Abreisetag um 5,60 € wegen des vom Arbeitgeber zur
Verfligung gestellten Fruhstiicks zu kirzen. Der Arbeitgeber kann dann zusétzlich einen
Betrag von 22,40 € flr Verpflegung steuerfrei erstatten.

Abwandlung

Die Rechnung des Hotels ist auf den Namen des Arbeitnehmers ausgestellt.

In diesem Fall kann der Arbeitgeber insgesamt hdchstens 88 € steuerfrei erstatten (60 €
Unterkunft plus 28 € Verpflegung).

Werden keine steuerfreien Erstattungen seitens des Arbeitgebers gezahlt, ist der Betrag von
88 € als Werbungskosten beriicksichtigungsfahig.

cc)  Notwendige Mehraufwendungen

Es ist lediglich die berufliche Veranlassung zu priifen, nicht aber die Angemessenheit der
Unterkunft (bestimmte Hotelkategorie oder Grof3e der Unterkunft). Die Anerkennung von
Unterkunftskosten bei einer auswartigen beruflichen Tatigkeit erfordert, dass noch eine
andere Wohnung besteht, fur die dem Arbeitnehmer Aufwendungen entstehen, weil er dort
e seinen Lebensmittelpunkt hat, ohne dass dort jedoch ein eigener Hausstand vorliegen
muss, oder
¢ seinen Lebensmittelpunkt wieder aufnehmen will.
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Fur die Bertcksichtigung von Unterkunftskosten anlasslich einer Auswaértstatigkeit wird
somit - anders als bei der doppelten Haushaltsfuhrung - nicht vorausgesetzt, dass der
Arbeitnehmer eine Wohnung aus eigenem Recht oder als Mieter innehat und eine finanzielle
Beteiligung an den Kosten der Lebensfiihrung leistet. Es genugt, wenn der Arbeitnehmer z. B.
im Haushalt der Eltern ein Zimmer bewohnt.

Ist die Unterkunft am auswartigen Tatigkeitsort die einzige Wohnung/Unterkunft des Arbeit-
nehmers, liegt kein beruflich veranlasster Mehraufwand vor.

Soweit héhere Ubernachtungskosten anfallen, weil der Arbeitnehmer eine Unterkunft gemein-
sam mit Personen nutzt, die in keinem Dienstverhaltnis zum selben Arbeitgeber stehen, sind
nur diejenigen Aufwendungen anzusetzen, die bei alleiniger Nutzung durch den Arbeitnehmer
angefallen wéaren. Nicht abziehbar sind somit Mehrkosten, die aufgrund der Mitnutzung der
Ubernachtungsmoglichkeit durch eine Begleitperson entstehen, insbesondere wenn die
Begleitung privat und nicht beruflich veranlasst ist. Bei Mitnutzung eines Mehrbettzimmers
(z. B. Doppelzimmer) kénnen die Aufwendungen angesetzt werden, die bei Inanspruchnahme
eines Einzelzimmers im selben Haus entstanden waren.

Bei Nutzung einer Wohnung am auswartigen Tatigkeitsort zur Ubernachtung wéhrend einer
beruflich veranlassten Auswartstatigkeit kann im Inland aus Vereinfachungsgrinden -
entsprechend der Regelungen fur Unterkunftskosten bei einer langerfristigen
Auswartstatigkeit von mehr als 48 Monaten - bei Aufwendungen bis zu einem Betrag von
1.000 € monatlich von einer ausschlielRlichen beruflichen Veranlassung ausgegangen werden.
Betragen die Aufwendungen im Inland mehr als 1.000 € monatlich oder handelt es sich um
eine Wohnung im Ausland, kénnen nur die Aufwendungen beriicksichtigt werden, die durch
die beruflich veranlasste, alleinige Nutzung des Arbeitnehmers verursacht werden; dazu kann
z. B. die ortsubliche Miete flr eine nach Lage und Ausstattung durchschnittliche Wohnung
am Ort der auswaértigen Tatigkeitsstatte mit einer Wohnflache bis zu 60 gm als
Vergleichsmalstab herangezogen werden.

Beispiel 67

Der Arbeitnehmer A wird aus personlichen Griinden auf einer Auswartstatigkeit von seiner
Ehefrau begleitet. Fir die Ubernachtung im Doppelzimmer entstehen Kosten von 150 €. Ein
Einzelzimmer hétte 90 € gekostet.

Als Werbungskosten abziehbar oder vom Arbeitgeber steuerfrei erstattungsféhig sind 90 €.

Abwandlung
Auf einer Auswartstatigkeit teilt sich der Arbeitnehmer A das Doppelzimmer mit seinem
Kollegen B, der ihn aus betrieblichen Griinden begleitet.
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Fir jeden Arbeitnehmer kénnen (150 €: 2 =) 75 € als Werbungskosten berticksichtigt oder
vom Arbeitgeber steuerfrei erstattet werden.

dd) Begrenzte Bertcksichtigung von Unterkunftskosten bei einer langerfristigen
Auswartstatigkeit an derselben Tatigkeitsstatte im Inland

Bei einer langerfristigen beruflichen Téatigkeit an derselben Tatigkeitsstatte im Inland, die
nicht erste Téatigkeitsstatte ist, kdnnen nach Ablauf von 48 Monaten die tatséchlich
entstehenden Unterkunftskosten héchstens noch bis zur Héhe von 1.000 € im Monat als
Werbungskosten abgezogen oder vom Arbeitgeber steuerfrei erstattet werden. Das gilt auch
fiir Hotellbernachtungen.

Bei Ubernachtungen im Ausland im Rahmen einer langerfristigen Auswartstatigkeit gelten
die Grundsétze zur beruflichen Veranlassung und Notwendigkeit der entstandenen
Aufwendungen unverandert weiter. Die Hochstgrenze von 1.000 € gilt hier nicht.

Von einer langerfristigen beruflichen Tatigkeit an derselben Téatigkeitsstatte ist erst dann
auszugehen, sobald der Arbeitnehmer an dieser mindestens an drei Tagen in der Woche tétig
wird. Die 48-Monatsfrist beginnt daher nicht, solange die auswartige Tatigkeitsstatte nur an
zwei Tagen in der Woche aufgesucht wird. Eine Unterbrechung von weniger als

sechs Monaten, z. B. wegen Urlaub, Krankheit, beruflicher Tatigkeit an einer anderen Tatig-
keitsstétte fuhrt nicht zu einem Neubeginn der 48-Monatsfrist. Die Prifung des Unter-
brechungszeitraums und des Ablaufs der 48-Monatsfrist erfolgt stets im Nachhinein mit Blick
auf die zuriickliegende Zeit.

Beispiel 68

Der Arbeitnehmer A ist seit 1. April 01 an der sich an seinem Wohnort befindlichen ersten
Tatigkeitsstatte in H an zwei Tagen in der Woche tatig. An den anderen drei Tagen betreut er
aufgrund arbeitsrechtlicher Festlegungen eine 200 km entfernte Filiale in B. Dort Uber-
nachtet er regelmafig zweimal wochentlich.

Da der Arbeitnehmer A langerfristig infolge seiner beruflichen Téatigkeit an drei Tagen in der
Woche an derselben Tatigkeitsstatte in B, die nicht erste Tatigkeitsstatte ist, tatig wird und
dort tibernachtet, konnen die ihm tatsachlich entstehenden Ubernachtungskosten nach Ablauf
von 48 Monaten nur noch bis zur Héhe von 1.000 € monatlich als Werbungskosten geltend
gemacht oder steuerfrei erstattet werden.

Abwandlung
Wie Beispiel 68, allerdings muss A ab 15. Juli 01 fur vier Monate nach M. Ab 16. November
01 ist er dann drei Tage wdchentlich in H und zwei Tage in B.
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Far die langerfristige berufliche Auswartstatigkeit in B beginnt die 48-Monatsfrist am
1. April 01 und endet voraussichtlich am 31. Marz 05. Eine sechsmonatige Unterbrechung
liegt noch nicht vor (lediglich vier Monate und dann immer nur dreitdgige Unterbrechung).

Fur die Prifung der 48-Monatsfrist wird auf den tatsachlich verwirklichten Sachverhalt abge-
stellt. Erst nach Ablauf von 48 Monaten greift die Begrenzung der Hohe nach auf den Betrag
von 1.000 € im Monat. Die unbegrenzte Berlicksichtigung der entstandenen Aufwendungen in
den ersten 48 Monaten bleibt davon unberihrt.

ee)  Anwendung der 48-Monatsfrist zur begrenzten Bertcksichtigung der
Unterkunftskosten bei einer langerfristigen Auswartstatigkeit im Inland

MaRgeblich fiir den Beginn der 48-Monatsfrist ist der jeweilige Beginn der langerfristigen
beruflichen Tatigkeit an derselben Téatigkeitsstatte im Inland. Aus Vereinfachungsgriinden ist
es allerdings nicht zu beanstanden, wenn die abziehbaren Ubernachtungskosten erst ab dem
ersten vollen Kalendermonat, der auf den Monat folgt, in dem die 48-Monatsfrist endet, auf
1.000 € begrenzt werden.

ff) Steuerfreie Erstattung durch den Arbeitgeber

Fir jede Ubernachtung im Inland darf der Arbeitgeber die nachgewiesenen Ubernachtungs-
kosten nach Rz. 117 bis Rz. 126 oder ohne Einzelnachweis einen Pauschbetrag von 20 €
steuerfrei erstatten. Bei Ubernachtungen wahrend einer auswértigen beruflichen Tatigkeit im
Ausland kénnen die nachgewiesenen Ubernachtungskosten oder ohne Einzelnachweis die
mit BMF-Schreiben bekannt gemachten Pauschbetrége steuerfrei erstattet werden (R9.7
Absatz 3 Satz 2 ff LStR 2015).

5. Reisenebenkosten

Zu den Reisenebenkosten gehéren die tatsachlichen Aufwendungen z. B. fir:

1. Beférderung und Aufbewahrung von Gepéck;

2. Telekommunikation und Schriftverkehr beruflichen Inhalts mit dem Arbeitgeber oder
Geschaftspartnern;

3. StraRen- und Parkplatzbenutzung sowie Schadensbeseitigung infolge von Verkehrs-
unfallen, wenn die jeweils damit verbundenen Fahrtkosten als Reisekosten anzusetzen
sind;

4. Verlust von auf der Reise abhanden gekommener oder beschadigter Gegenstande, die
der Arbeitnehmer auf der Reise verwenden musste, wenn der Verlust aufgrund einer
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reisespezifischen Gefahrdung eingetreten ist. Berticksichtigt wird der Verlust bis zur
Hohe des Wertes, der dem Gegenstand zum Zeitpunkt des Verlustes beigemessen
wird.

5. Private Telefongespréache, soweit sie der beruflichen Sphare zugeordnet werden
kénnen (vgl. BFH-Urteil vom 5. Juli 2012, VI R 50/10, BStBI 2013 11 S. 282).

Die Reisenebenkosten sind durch geeignete Unterlagen nachzuweisen bzw. glaubhaft zu
machen. RegelmaRig wiederkehrende Reisenebenkosten kdnnen zur Vereinfachung tber
einen reprasentativen Zeitraum von drei Monaten im Einzelnen nachgewiesen werden und
dann in der Folgezeit mit dem taglichen Durchschnittsbetrag angesetzt werden.

Zur Abgeltung der notwendigen Mehraufwendungen, die einem Arbeitnehmer wéahrend
seiner auswartigen beruflichen Tatigkeit auf einem Kraftfahrzeug des Arbeitgebers
oder eines vom Arbeitgeber beauftragten Dritten im Zusammenhang mit einer
Ubernachtung in dem Kraftfahrzeug entstehen, kann ab 1. Januar 2020 einheitlich im
Kalenderjahr eine Pauschale von 8 € fur jeden Kalendertag bertcksichtigt werden, an
dem der Arbeitnehmer eine Verpflegungspauschale nach § 9 Absatz 4a Satz 3 Nummer
1 und 2 sowie Satz 5 zur Nummer 1 und 2 EStG beanspruchen kénnte. Die Pauschale
kann auch von mitfahrenden Arbeitnehmern beansprucht werden, die ebenfalls im
Fahrzeug Ubernachten, wenn der Arbeitgeber keine weiteren Erstattungen far
Ubernachtungskosten leistet oder der Arbeitnehmer keine weiteren
Ubernachtungskosten als Werbungskosten geltend macht. Die tibrigen Voraussetzungen
des § 9 Absatz 1 Satz 3 Nummer 5b EStG mussen erfullt sein.

Zur Bericksichtigung von héheren Mehraufwendungen ab 1. Januar 2020 vgl. BMF-
Schreiben vom 4. Dezember 2012, BStBI | S. 1249.

Nicht zu den Reisenebenkosten gehoren z. B.:

1. Kosten fir die personliche Lebensfiihrung wie Tageszeitungen, private Telefon-
gesprache mit Ausnahme der Gesprache i. S. d. Rz. 129 Nummer 5, Massagen,
Minibar oder Pay-TV,

2. Ordnungs-, Verwarnungs- und BuRgelder, die auf einer Auswartstatigkeit verhéngt
werden,

3. Verlust von Geld oder Schmuck,

4. Anschaffungskosten fur Bekleidung, Koffer oder andere Reiseausriistungsgegenstande,
weil sie nur mittelbar mit einer Auswaértstatigkeit zusammenhangen,

5. Essensgutscheine, z. B. in Form von Raststatten- oder Autohof-Wertbons.
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Gutscheine i. S. d. Rz. 132 Nummer 5 gehéren nicht zu den Reisenebenkosten, da zur
Abgeltung der tatsachlich entstandenen, beruflich veranlassten Mehraufwendungen fir
Verpflegung eine Verpflegungspauschale (8 9 Absatz 4a EStG) angesetzt werden kann.

Beispiel 69

Der LKW-Fahrer L ist im Inland eintéagig mehr als acht Stunden beruflich auswarts tatig. Er
nimmt ein Mittagessen im Wert von 8,50 € in einer Autobahnraststatte ein und bezahlt an der
Kasse 6 € in bar und den Rest in Wertbons, die er im Zusammenhang mit der vom Arbeitgeber
erstatteten Parkplatzgebihr erhalten hat.

Dem LKW-Fahrer L steht eine ungekirzte Verpflegungspauschale von 14 € zu.

6. Sonstiges

Zur Ermittlung der steuerfreien Leistungen fiir Reisekosten dirfen die einzelnen Aufwen-
dungsarten zusammengefasst werden; die Leistungen sind steuerfrei, soweit sie die Summe
der zul&ssigen steuerfreien Leistungen nicht Gbersteigen. Hierbei kénnen mehrere Reisen
zusammengefasst abgerechnet werden. Dies gilt sinngemal fiir Umzugskosten und fir
Mehraufwendungen bei einer doppelten Haushaltsfihrung (R 3.16 Satz 1 bis 3 ggf. i. V. m.
R3.13 Abs. 1 Satz 3 LStR 2015).

Beispiel 70

Bei einer langerfristigen beruflichen Auswartstatigkeit wird ein Monteur fir die Dauer von
sechs Monaten (110 Arbeitstage) an derselben Téatigkeitsstatte tatig. Die arbeitstagliche
Abwesenheit von seiner Wohnung und der ersten Tatigkeitsstatte betragt jeweils mehr als 8
Stunden. Wéhrend der sechs Monate seiner Tatigkeit steht dem Monteur nach der
Reiserichtlinie des Arbeitgebers ein Tagegeld in H6he von insgesamt 770 € zu (110
Arbeitstage x 7 €/Arbeitstag).

Erfolgt eine monatliche Reisekostenabrechnung kénnen die Tagegelder der ersten drei
Monate steuerfrei geleistet werden:

Steuerfreie Verpflegungspauschalen: 55 Arbeitstage x 14 €/Arbeitstag = 770 €
Gezahltes Tagegeld: 55 Arbeitstage x 7 €/Arbeitstag = 385 €

Der Arbeitnehmer kdnnte somit zusatzlich fur die ersten drei Monate noch 385 € als
Werbungskosten geltend machen.

Die Tagegelder der folgenden drei Monate sind steuerpflichtig und der Arbeitnehmer kann
keine Werbungskosten mehr geltend machen

Steuerfreie Verpflegungspauschalen:

Gezahltes Tagegeld: 55 Arbeitstage x 7 €/Arbeitstag

0€
385€
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Wird die langerfristige berufliche Auswartstatigkeit zusammengefasst abgerechnet, kénnen
die Tagegelder der gesamten sechs Monate steuerfrei gezahlt werden. Der Arbeitnehmer kann
dann keinen Werbungskostenabzug mehr geltend machen.

Steuerfreie Verpflegungspauschalen: 55 Arbeitstage x 14 €/Arbeitstag = 770 €
Gezahltes Tagegeld: 110 Arbeitstage x 7 €/Arbeitstag = 770 €

In den Féllen, in denen keine steuerfreie Verpflegungspauschale gezahlt werden darf, ist es
nicht zu beanstanden, wenn der Arbeitgeber bei einer von ihm zur Verfligung gestellten
Mahlzeit eine Verrechnung des anzusetzenden Sachbezugswertes mit steuerfrei zu
erstattenden Fahrt-, Unterkunfts- oder Reisenebenkosten vornimmt.

Beispiel 71

Der Arbeitnehmer A nimmt an einem halbtégigen auswartigen Seminar mit Mittagessen teil
und ist 6 Stunden von seiner Wohnung und der ersten Tatigkeitsstatte abwesend. Fur die
Fahrt zum Seminar nutzt A seinen privaten PKW und konnte fiir die entstandenen Fahrtkosten
eine steuerfreie Erstattung in Hohe von 30 € von seinem Arbeitgeber beanspruchen.

Der Arbeitgeber kann die von ihm im Rahmen des Seminars gestellte Mahlzeit mit dem
Sachbezugswert individuell oder pauschal mit 25 % versteuern oder von den zu erstattenden
30 € abziehen.

I11. Zeitliche Anwendungsregelung

Dieses Schreiben ersetzt das BMF-Schreiben vom 24. Oktober 2014 (BStBI | S. 1412)
und ist in allen noch offenen Fallen anzuwenden. Anderungen sind durch Fettdruck
dargestellt. In den jeweiligen Beispielen wurden die ab 1. Januar 2020 geltenden
gesetzlichen Betrage fur Verpflegungsmehraufwendungen und Sachbezugswerte
berucksichtigt.

Dieses Schreiben wird im Bundessteuerblatt Teil | veréffentlicht. Es steht fir eine Ubergangs-
zeit auf den Internet-Seiten des Bundesministeriums der Finanzen
(www.bundesfinanzministerium.de) zur Ansicht und zum Abruf bereit.

Im Auftrag


http://www.bundesfinanzministerium.de/

	I. Vorbemerkung
	II. Anwendung der Regelungen bei den Einkünften aus nichtselbständiger Arbeit
	1. Erste Tätigkeitsstätte, auswärtige Tätigkeit, weiträumiges Tätigkeitsgebiet
	a)   Erste Tätigkeitsstätte, § 9 Absatz 4 EStG
	aa) Tätigkeitsstätte
	bb)  Häusliches Arbeitszimmer
	cc) Tätigkeitsstätte des Arbeitgebers bei einem verbundenen Unternehmen oder bei einem Dritten
	dd) Zuordnung mittels dienst- oder arbeitsrechtlicher Festlegung durch den Arbeitgeber
	ee)  Dauerhafte Zuordnung
	ff)  Quantitative Zuordnungskriterien
	gg)  Mehrere Tätigkeitsstätten
	hh)  Erste Tätigkeitsstätte bei Vollzeitstudium oder vollzeitigen Bildungsmaßnahmen

	b) Fahrtkosten bei auswärtiger Tätigkeit, Sammelpunkt, weiträumiges Tätigkeitsgebiet, § 9 Absatz 1 Satz 3 Nummer 4a EStG
	aa)  Tatsächliche Fahrtkosten und pauschaler Kilometersatz bei auswärtiger Tätigkeit
	bb)  „Sammelpunkt“
	cc)  Weiträumiges Tätigkeitsgebiet


	2.  Verpflegungsmehraufwendungen
	a)  Vereinfachung bei der Ermittlung der Pauschalen, § 9 Absatz 4a Satz 2 bis 5 EStG
	aa)  Eintägige Auswärtstätigkeiten im Inland
	bb)  Mehrtägige Auswärtstätigkeiten im Inland
	cc)  Auswärtstätigkeiten im Ausland

	b)  Dreimonatsfrist, § 9 Absatz 4a Satz 6 EStG
	c)  Pauschalbesteuerung, § 40 Absatz 2 Satz 1 Nummer 4 EStG

	3. Vereinfachung der steuerlichen Erfassung der vom Arbeitgeber zur Verfügung gestellten Mahlzeiten während einer auswärtigen Tätigkeit
	a) Bewertung und Besteuerungsverzicht bei üblichen Mahlzeiten, § 8 Absatz 2 Satz 8 und 9 EStG
	b) Kürzung der Verpflegungspauschalen, § 9 Absatz 4a Satz 8 bis 10 EStG
	aa)  Kürzung bei Mahlzeitengestellung
	bb)  Kürzung bei teilweiser Kostenerstattung
	cc) Minderung des Kürzungsbetrags, § 9 Absatz 4a Satz 10 EStG
	dd)  Ermittlung der Pauschalen bei gemischt veranlassten Veranstaltungen mit Mahlzeitengestellung

	c)  Doppelte Haushaltsführung, § 9 Absatz 4a Satz 12 EStG
	d) Bescheinigungspflicht „M“, § 41b Absatz 1 Satz 2 Nummer 8 EStG
	e) Pauschalbesteuerungsmöglichkeit üblicher Mahlzeiten, § 40 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1a EStG

	4. Unterkunftskosten
	a)  Unterkunftskosten bei einer doppelten Haushaltsführung,  § 9 Absatz 1 Satz 3 Nummer 5 EStG
	aa) Vorliegen einer doppelten Haushaltsführung
	bb) Berufliche Veranlassung
	cc) Ehegatten/Lebenspartner
	dd) Höhe der Unterkunftskosten
	ee) Steuerfreie Erstattung durch den Arbeitgeber und Werbungskostenabzug

	b) Unterkunftskosten bei einer Auswärtstätigkeit, § 9 Absatz 1 Satz 3  Nummer 5a EStG
	aa) Berufliche Veranlassung
	bb) Unterkunftskosten
	cc) Notwendige Mehraufwendungen
	dd) Begrenzte Berücksichtigung von Unterkunftskosten bei einer längerfristigen Auswärtstätigkeit an derselben Tätigkeitsstätte im Inland
	ee) Anwendung der 48-Monatsfrist zur begrenzten Berücksichtigung der Unterkunftskosten bei einer längerfristigen Auswärtstätigkeit im Inland
	ff) Steuerfreie Erstattung durch den Arbeitgeber


	5. Reisenebenkosten
	6. Sonstiges

	III. Zeitliche Anwendungsregelung



